
Lützerath ist gefallen, doch was
haben wir gewonnen?
Nachdem die Großdemo am 14.01 vorbei ist, Lützerath vollständig geräumt
ist  und  auch  die  Blockaden zu  Beginn  der  Woche  vorbei  sind,  sind  die
meisten (aber längst nicht alle!) Aktivist_Innen wieder zuhause. Wir haben
also Zeit uns aufzuwärmen und die vergangenen Tage (oder Wochen; für
manche sogar Jahre) Revue passieren zu lassen. Was haben die vielfältigen
Aktionen gebracht? War Lützerath eine Niederlage oder ein Sieg für uns?
Unsere Einschätzung findet ihr in diesem Artikel.

Lützerath hat uns stärker gemacht
Die  Aktionstage  haben  viele  Leute  auf  die  Beine  gebracht.  Obwohl  alle
Altersgruppen vertreten waren, kann angenommen werden, dass viele der
Aktivist_Innen Jugendliche waren, die sich im Rahmen von Fridays for Future
politisiert  haben.  Allen  Menschen bundesweit  wurde  in  NRW vor  Augen
geführt, dass der Staat für die Profitinteressen des Kapitals bereit ist, brutal
gegen die Umweltbewegung vorzugehen. Außerdem ist das Vorgehen von
RWE  und  der  Rückendeckung  durch  den  Staat  ein  politischer  Skandal
sondergleichen,  inklusive  tendenziöser  Studien  und  Bruch  des  Pariser
Klimaabkommens.  Das hat  die Menschen wütend gemacht und sicherlich
auch zusammengeschweißt und radikalisiert. Dies hat man nicht zuletzt auch
daran gesehen, dass die Parole „RWE enteignen!“ sehr präsent war.

Denn  Lützerath  hat  wieder  einmal  klargestellt,  dass  eine  nachhaltige
Umweltpolitik  nicht  das  Ziel  der  Landes-  oder  Bundesregierung  ist.  Die
Grünen,  welche  sowohl  im Bund als  auch  auf  Landesebene  mitregieren,
haben diese Politik direkt mitzuverantworten. Hoffen wir, dass nun auch die
letzten  Menschen  ihre  Hoffnung  auf  diese  Partei  aufgeben.  Dass  die
Regierungen ihre Politik ändern,  können sie anscheinend nur mit  Zwang
erreichen. Auch das wurde in Lützerath offensichtlich. Dafür müssen wir uns
natürlich auch militant gegen die Polizei durchsetzen. Das war sicherlich
eine  zentrale  Errungenschaft  von  Samstag,  dass  die  Bewegung  eine
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massenhaft Widerständigkeit erreichen konnte: Ketten bilden, Anweisungen
widersetzen, Bullenketten durchbrechen. Wären wir am Wochenende noch
mehr und noch militanter gewesen; Lützerath würde noch stehen und die
Bullen würden immer noch im Schlamm feststecken!

Lützerath geräumt, Kohle wird abgebaggert
Doch wir müssen wir feststellen, dass Lützerath geräumt ist und in sehr
naher Zukunft den gewaltigen Kohlebaggern weichen wird. Insofern muss die
Besetzung Lützeraths isoliert betrachet als gescheitert angesehen werden.
Wahrscheinlich  hätten  auch  doppelt  so  viele  militante  Menschen  die
Räumung  Lützeraths  wahrscheinlich  nur  weiter  verzögert,  nicht  aber
verhindern können. So sehr wir die Fähigkeiten, den Kampfgeist und den
Mut  der  Besetzer_Innen  des  Hambi,  des  Danni  oder  jetzt  Lützeraths
bewundern,  letztlich  ist  diese  Politik  in  jedem  dieser  Fälle  gescheitert.
Vielfach wurde auf diese Aussage hin argumentiert, dass durch die Aktionen
die Umweltfrage in das Bewusstsein vieler Menschen gerückt ist und noch
mehr (aktive) Unterstützer_Innen gefunden hat. Das stimmt zwar sicherlich
und ist auch ein Verdienst dieser Aktionen. Doch es ist nur ein erster Schritt,
denn: Was folgt auf die Öffentlichkeit und was sollen die so neu politisierten
Menschen jetzt machen?

Perspektive
Wir glauben nicht, dass einfach nur die Besetzer_Innenszene größer werden
muss, damit sie erfolgreich sein kann. An den Aktionen können sich aufgrund
der Strapazen nämlich quasi nur junge Leute beteiligen. Außerdem muss
man für eine längere Besetzung den Job kündigen oder man muss Student_In
mit ausreichend finanzieller Unterstützung sein. Mit Kindern kann man auch
nicht  bei  allem  dabei  sein.  Zudem  haben  viele  Leute  Angst  vor  der
Repression oder vor der physischen Gewalt der Polizei. Besetzungen sind
also  nur  für  einen  kleinen  Teil  der  Bevölkerung eine  Option.  Wenn wir
gewinnen wollen, müssen aber viel mehr Menschen aktiv werden. Außerdem
sind die Besetzungen auf kleine, einzelne Orte konzentriert.  Lützi  alleine
reicht nicht, wenn irgendwo anders Kohle abgebaggert, neue Gasterminals



gebaut, Atommeiler weiter betrieben werden und e.on, statt in erneuerbare
Energie zu investieren, Geld an seine Manager und Aktionäre ausschüttet?

Was wir damit sagen wollen, ist, dass der Kampf immer und überall geführt
werden muss. In den Betrieben, in den Schulen, in Unis, auf der Straße. So
kann jede  Person  kontinuierlich  aktiv  sein  und  sich  in  Bezug  setzen  zu
anderen Missständen der Gesellschaft. Besonders wichtig ist es dabei den
Kampf in die Betriebe zu tragen. Dort sind nämlich die Menschen, die mit
ihrer  Streikmacht  wirklich  politische  Forderungen  durchsetzen  können.
Glaubt  ihr,  dass  RWE  Lützerath  abbaggern  würde,  wenn  sich  die
Arbeiter_Innen  der  Kohlekraftwerke  weigern  würden,  diese  Kohle
anschließend zu verbrennen? Auch Streiks in anderen Sektoren können dazu
genutzt werden, politische Forderungen in der Klimafrage zu erzwingen.  

Forderungen, wie die Streichung der Schulden des globalen Südens, mehr
Investitionen  in  erneuerbare  Energien  oder  kostenloser  öffentlicher
Nahverkehr sind anschlussfähige und zentrale Forderungen zur Verbindung
von Kämpfen. Doch auch diese können nur durch mächtige Streiks im ganzen
Bundesgebiet  erkämpft  werden.  Besetzungen  können  und  müssen  einen
solchen Kampf natürlich unterstützen, sollten aber nicht das alleinige Ziel
der Umweltbewegung sein.

Lützerath ist gefallen, aber der Kampf geht weiter. Wir haben in Lützerath
gezeigt, dass wir groß und militant sind. Lässt uns diese Größe und Militanz
nun wieder in unsere Städte tragen, damit die Regierung und das Kapital gar
nicht erst wieder zu Atem kommt!  

Lützerath,  Luisa  Neubauer  und
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die Heuchelei der Grünen
Die  Grünen  regieren  nun  in  der  Bundesregierung  und  in  einigen
Bundesländern,  darunter  NRW,  in  denen  gerade  ein  großer  Kampf  der
Umweltbewegung  gegen  die  herrschende  Klasse  und  ihre  Regierung
ausgefochten  wird.  Sind  die  Grünen  dabei  eine  Unterstützung  für  die
Klimabewegung? Mitnichten! Die Grünen entpuppen sich an der Regierung
tatsächlich  als  eine  Partei,  die  rücksichtslos  die  Interessen  der  großen
Energiekonzerne vertritt. Das hat sie in NRW bereits bewiesen, als sie in
Koalition mit der SPD die Abholzung des Hambacher Forstes genehmigte.
Auch die teilweise Abholzung des Dannenröder Forstes in Hessen für den
Bau  einer  Autobahn  oder  die  momentan  stattfindende  Rodung  des
Fechenheimer Waldes unter der schwarz-grünen Landesregierung sind allen
Klimaaktivist_Innen geläufig.

Grünes  Regierungsprogramm:  Krieg  und
Umweltzerstörung
Kaum an  der  Bundesregierung  haben  die  Grünen  ihre  Versprechen  von
Klimagerechtigkeit  und Frieden über Bord geworfen.  Das Produkt  waren
gewaltige Waffenlieferungen in das heißeste Kriegsgebiet der Erde (Ukraine)
und historische Sanktionen gegen Russland, unter welchen vor allem die
russischen Arbeiter_Innen leiden und nicht die Machthabenden. Die Folgen
der  damit  einhergehenden  Energiekrise  waren  schmutzige  Gas-Deal  mit
Katar und ein noch schmutzigerer Öl-Deal mit einem Land, welches 2021
einen  völkerrechtswidrigen  Angriffskrieg  führte:  Aserbaidschan.  Die
momentane  Energiekrise  muss  jetzt  sogar  als  Begründung  für  die
Abbaggerung  Lützeraths  herhalten!  Zynischer  geht  es  kaum.

Luisa Neubauer: Linke Flankendeckung
Als die Lage in Lützerath kritisch wurde, machte sich die „Klimaaktivistin“
Luisa Neubauer auf den Weg zum Dorf, um den Protesten beizuwohnen. Man
könnte meinen, sie würde mit ihrer Prominenz die Proteste unterstützen.
Allerdings hat sie mit ihren Karriereambitionen und dem damit verbundenen
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Eintritt in die grüne Partei längst die Seiten gewechselt. Ihre Taktik besteht
darin, die Umweltbewegung in den Staat zu integrieren, indem sie radikale,
antikapitalistische Positionen bekämpft und versucht, die Umweltbewegung
zu einer auf der Straße aktiven Wähler_Innenbasis der Grünen zu machen.
Sie will uns also dazu bringen, eine Partei zu unterstützen, die überhaupt
erst  für  die  Umweltkrise  verantwortlich  ist!  Eine  solche  Politik  ist  für
gefährlich für die Umweltbewegung, weil sie die Tatsache verschleiert, dass
der Staat kein Gehilfe, sondern der Feind im Kampf für eine nachhaltige
Umweltpolitik ist. Die grüne Partei hat das, wie oben beschrieben, immer
wieder unter Beweis gestellt. Da das Land NRW 50,1 % an der REW Power
AG besitzt, sind hier Kapital und Staat sogar direkt verbunden und vertreten
deshalb auch dieselben Interessen. Wie sehr ihr dieser Verrat selbst bewusst
ist, ist letztlich unerheblich. Entscheidend ist, welche Folgen ihr Handeln für
die Umweltbewegung hat.

Taktik der Grünen in Lützerath
Die Grünen sind sich sehr wohl dieser Problematik bewusst und haben die
Polizei  deshalb  zunächst  zurückhaltend  agieren  lassen.  Sie  wollten
sicherstellen,  dass  die  Presse  berichtet,  als  ob  die  Gewalt  von  den
Besetzer_Innen  ausgehen  würde.  Räumungspanzer,  Wasserwerfer  und
hunderte  vermummte  und  behelmte  staatliche  Schläger  entlarven  diese
Taktik  aber.  Schnell  war  auch  die  Lüge  von  einem  Molotov-Cocktail
aufgetischt. Seitdem wird die Räumung mit Schlagstock, Pfefferspray und
schwerem Gerät  erbarmungslos  durchgeführt.  Die  Grünen setzen einfach
darauf, dass die Menschen ihre Doppelmoral bald wieder vergessen haben.
Landtagswahlen in NRW sind sowieso erst wieder 2027. Außerdem können
sie teilweise damit rechnen, dass ihre Basis bereits soweit verbürgerlicht ist,
dass viele ihrer Wähler_Innen die Räumung zumindest akzeptieren, da sie
das Märchen glauben, dass die Kohle unter Lützerath für die Sicherstellung
der Energieversorgung essentiell sei.

Wie also mit den Grünen umgehen?
Wir sollten jede Einflussnahme der Grünen auf die Proteste entschieden als



Heuchelei  zurückweisen.  Wenn ehrliche und aufrechte Aktivist_Innen der
Grünen  die  Proteste  in  Lützerath  unterstützen,  dann  begrüßen  wir  das
natürlich. Allerdings müssen wir mit ihnen ins Gespräch kommen und sie
davon überzeugen, dass nur ein Bruch mit den Grünen die Umweltbewegung
zum Erfolg führen kann. Gemeinsame Aktionen mit der Arbeiter_Innenklasse
wie Demos, Besetzungen und vor allem Streiks können die Regierung und die
Konzerne  in  die  Knie  zwingen.  Ein  Hoffen  auf  die  grüne  Partei  und
einsichtige Politiker_Innen kann es nicht.

Lützerath  bleibt!  Gegen  die  Zerstörung  von  Wohnraum  und  die
Vertreibung von Menschen für die Profite der Energiekonzerne!
Für eine nachhaltige Energiewende unter Arbeiter_Innenkontrolle!
Aufbau  einer  internationalen  und  antikapitalistischen
Umweltbewegung  jetzt!  Streiks  und  Besetzungen  durch
Arbeiter_Innen, Schüler_Innen, Studierende und alle Unterdrückten
dieses Systems!

Krieg  dem  Krieg:  Nein  zur
stetigen Militarisierung!
Diese Resolution wurde von der  internationalen Deligiertenkonferenz der
kommunistischen Jugendorganisation REVOLUTION beschlossen.  Find the
english version on our website.

Es herrscht Krieg: ob im Jemen, Myanmar, Kurdistan oder der Ukraine. Und
wo  immer  der  Krieg  tobt,  zerstört  er  unsere  Heimat,  treibt  Millionen
Menschen in die Flucht und bringt den Tod. Mittendrin zwischen Zerstörung
und  Waffenproduktion,  aufgeheizt  von  den  Interessen  der  profitierenden
Parteien sind wir Jugendlichen, die mit den Folgen zurechtkommen müssen.
Doch  allein  das  Hoffen  auf  Frieden  wird  uns  nicht  helfen,  denn  die
kriegerischen Auseinandersetzungen und Militärbudgets sind in den letzten
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Jahren stetig gestiegen.  Insbesondere der russische Angriffskrieg auf  die
Ukraine stellt dabei eine neue Qualität der Auseinandersetzung dar. Dieser
Krieg istdieZuspitzung des imperialistischen Konflikts zwischen Russland und
der NATO und birgt in sich die Gefahr, noch weiter zu eskalieren. Wir sagen
klar:  Nein  zur  imperialistischen  Invasion  Russlands,  für  einen  sofortigen
Abzug aller russischen Truppen! Doch genauso stellen wir uns gegen die
Einflussnahme der NATO-Mächte, die nur ihren eigenen Einfluss auf dem
Rücken der ukrainischen Bevölkerung ausbauen möchte. Denn es werden vor
allem junge Menschen in diesem Konflikt verheizt. Sie haben letzten Endes
nur zwei Optionen: an der Front zu kämpfen oder zu desertieren. Wir stellen
uns  dabe i  au f  d ie  Se i te  der  ukra in i schen  Jugend  und  der
Arbeiter:innenbewegung, gegen den russischen Angriffskrieg – mit dem Ziel,
einen  von  der  NATO  politisch  unabhängig  Widerstand  aufzubauen.  Die
Auswirkungen des Krieges machen dabei nicht an den Grenzen der Ukraine
oder Russlands halt, sondern sind weltweit zu spüren. Der Krieg treibt die
Inflation hoch, sodass Energie- und Lebensmittelpreise explodieren. Das soll
nicht unsere Zukunft sein! Doch wenn wir effektiv gegen den Krieg und seine
Folgen kämpfen wollen, müssen wir uns zuerst fragen: Warum gibt es Krieg
überhaupt?  Und  warum  g ibt  es  so  v ie l  mehr  kr ieger i sche
Auseinandersetzungen  in  den  letzten  Jahren?  

Die stärkste Kraft gewinnt

Die Welt, in der wir leben, ist komplett der kapitalistischen Produktion und
Profitlogik unterworfen. Es gibt keinen Fleck, keinen Rohstoff auf der Erde,
welcher nicht eine:r Kapitalist:in gehört. Das ist ein Merkmal des höchsten
Stadiums  des  Kapitalismus,  des  Imperialismus.  Doch  auch  wenn  alles
aufgeteilt ist, besteht weiterhin eine Konkurrenz zwischen unterschiedlichen
Kapitalist:innen  und  auch  unterschiedlichen  Nationalstaaten.  Um  nicht
abgehängt  zu  werden,  haben  sie  manchmal  gar  keine  andere  Wahl,  als
Kriege  um  Wirtschaftswege  (Westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume
(Mali) oder geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan)
zu  führen.  In  manchen  Krisen  sind  aber  Profite  zu  gering,  als  dass
Kapitalist:innen in ihre eigene Produktion investieren wollen, dann kann es
sich  für  sie  lohnen,  in  einem  Krieg  konkurrierende  Produktivkräfte  zu



zerstören. Kurz um, die Politik der letzten Jahre ist eine zugespitzte Form der
ökonomischen Konkurrenz und der Krieg ist  letztendlich die Fortführung
dieser Politik mit anderen Mitteln.

Der  Kapitalismus  hat  den  Zwang immer  mehr  Profit  anzuhäufen,  immer
neuere Absatzmärkte zu erschließen und immer günstigere Arbeitskräfte zu
erhalten. Die imperialistischen Blöcke haben den Drang, Konflikte zwischen
ihnen  immer  weiter  zuzuspitzen,  um  konkurrierendes  Kapital  und
Produktionsstätten  zu  vernichten.  Beides  wird  zwangsläufig  immer  zu
Kriegen führen. Wenn wir gegen diese Kräfte ankämpfen wollen, müssen wir
uns  ihre  Rolle  in  allen  Ebenen des  globalen  Systems anschauen.  Gegen
Kriege zu kämpfen ist immer auch ein Kämpfen gegen den Kapitalismus!

Krise

Krisen  wirken  bei  diesem  Prozess  wie  Brandbeschleuniger,  da  sie  die
Konkurrenz zwischen den einzelnen Kapitalfraktionen erhöhen. So ist es kein
Wunder,  dass  in  den letzten 10 Jahren die  Militärausgaben in  die  Höhe
geschnellt  sind  und  internationale  Konflikte  wieder  zunehmen.  Denn die
Weltwirtschaftskrise von 2007/8 prägt immer noch das aktuelle Geschehen.
Damals wurden für kapitalistische Staaten Rettungspläne gebastelt, die zu
einem Ende  dieser  Krise  führen  sollen.  So  erleben  wir  eine  langjährige
Niedrigzinspolitik  der  US-Notenbank  und  der  Europäischen  Zentralbank,
staatliche  Konjunkturprogramme  des  chinesischen  Staates  und  das
Anwachsen von neuen Spekulationsblasen. Statt dass in der Krise Kapital
vernichtet wurde, wurden ihre Kosten auf die Arbeiter:innenklasse abgewälzt
und  weitere  Kriseneinbrüche  mittels  der  Rettungspläne  künstlich
herausgezögert.  Die  Folgen  waren  eine  massive  Verarmung  und
Verschuldung,  ein  internationaler  Rechtsruck  und  zunehmende
Konkurrenz. Mit dem Zusammenbruch der internationalen Wirtschaft in der
Corona-Pandemie hat sich nun die Lage nochmals verschärft – und wurde der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt zusätzlich befeuert. Dabei besteht der
Hauptkonflikt zwischen den USA und China, die sich darum streiten, wer die
dominierende Kraft  auf der Weltkarte sein wird.  Zeitgleich mischen aber
auch andere Kräfte mit, die versuchen, sich vor dem Abstieg im Rahmen der
Konkurrenz zu retten. 



Blockbildung und drohende Auseinandersetzungen

So hat  sich  im Zuge  des  Ukrainekrieges  die  totgeglaubte  NATO wieder
formieren – und sich um Finnland und Schweden sogar erweitern können.
Darüber hinaus haben sich imperialistische Staaten wie Deutschland und die
EU als Ganzes nach dem Angriffskrieg näher zu den USA bewegt. Auch wenn
schlussendlich  jeder  für  sich  allein  kämpft,  bilden  sich  beim  aktuellen
Kräftemessen unterschiedliche Blöcke heraus. Nicht jede Kraft kann zu 100
% zu  einem Block  dazugezählt  werden.  Das  Ringen  um Einflusssphären
erzeugt auch Kräfte wie Indien oder Pakistan, die zwar nicht eigenständig ihr
Interesse  international  durchsetzen  können,  aber  durch  wechselnde
Allianzen versuchen, das Beste für sich herauszuschlagen. Doch auch wenn
die Blockbildung noch nicht komplett abgeschlossen ist, sicher ist, dass die
Konfrontationen aufgrund des zugespitzten Verteilungskampfes zunehmen
werden.  Wo diese stattfinden werden,  ist  nicht  eindeutig zu sagen,  aber
schaut  man  sich  die  Blockbildung  und  die  Verschärfung  der
Weltwirtschaftskrise an,  können einige Regionen mehr als  andere immer
mehr zum Schauplatz der Austragung werden. Neben der Ukraine, ist auch
Taiwan ein  Land,  welches  von den Großmächten China und USA immer
wieder ins Visier  gelangt.  Taiwan bekommt dabei  von chinesischer Seite
seine  nationale  Unabhängigkeit  abgesprochen,  denn  Xi  Jinping,  welcher
aktuell  mit  immer wieder auftretenden Unruhen zu kämpfen hat,  schlägt
immer  stärker  vor  den  aufkommenden  Wahlen  die  Trommel  des
Chauvinismus.  Außerdem versucht Chinas schon seit  etlichen Jahren, mit
teilweise großen Erfolgen, auf dem Land und auf dem Wasser eine neue
Seidenstraße zu etablieren und macht dadurch viele Halbkolonien von sich
abhängig.  Der  schwindende  Machteinfluss  der  USA auf  Nordafrika,  dem
Nahen Osten und Teilen Asiens, führt es einerseits zu einem Machtvakuum
und lässt andererseits die Tür für andere imperialistische Mächte offen. Dass
dies aber nicht ohne militärische Mittel stattfinden wird, sollte uns allen klar
sein.

Mehr Kohle für den Tod

Das zeigt uns auch ein Blick auf die Rüstungsausgaben: 2020 erreichen die
weltweiten  Militärausgaben  einen  neuen  Rekord:  laut  dem  Stockholmer



Friedensforschungsinstitut Sipri liegen diese bei 1,981 Billionen Dollar, so
viel wie noch nie. Das sind 5,4 Milliarden Dollar pro Tag und 226 Millionen
pro Stunde. Würde man die Summe, die pro Stunde für Rüstungsausgaben
ausgegeben  wird,  im  Jahr  gegen  den  Hunger  ausgeben,  könnte  man
innerhalb von 15 Jahren den Hunger auf der Welt beseitigen[1]. 39% aller
Militärausgaben  weltweit  werden  von  der  USA  getätigt  (778  Milliarden
Dollar). An nächster Stelle folgt China, welches  innerhalb der letzten Dekade
(seit  2011)  dessen Rüstungsausgaben um 76% auf  252 Milliarden Dollar
erhöhte, was 13% der weltweiten Ausgaben deckt. Auch Deutschland erhöht
seine Militärausgaben, 52,8 Milliarden und einem Plus von 5,9% hat es damit
seine Ausgaben im Vergleich zum letzten Jahr sogar mehr erhöht als die USA
und liegt damit auf Platz 7 hinter China, Indien, Russland, Großbritannien
und  Saudi-Arabien.  Ein  weiteres  Beispiel  für  die  fortschreitende
Militarisierung der Welt ist Japan. Seine pazifistische Außenpolitik hat das
Land  in  den  letzten  Jahren  bereits  aufgeweicht  und  2022  den
Verteidigungshaushalt  nochmals  massiv  erhöht.  Die  Zahlen  sprechen  für
sich,  und machen deutlich:  die  imperialistischen Staaten  rüsten  auf  und
bereiten sich auf kommende Kriege vor.

Zukunft: Kanonenfutter?

All diese Entwicklungen zeigen, dass „das schöne Leben“ nicht automatisch
Teil  unserer  Zukunft  ist,  wenn  wir  nichts  dafür  tun.  Insbesondere  wir
Jugendlichen werden oftmals zuerst an Fronten geschickt, während vorher
eine  Welle  von  Nationalismus  nochmals  versucht,  dass  es  in  unserem
Interesse ist, fürs Vaterland zu sterben. Doch dass Nationalstaaten nicht in
unserem Interesse handeln, konnten wir während der Pandemie sehen. Die
Wirtschaft  schrumpft,  der  Gesundheitssektor  war  in  vielen  Ländern  am
Zusammenbrechen  –  doch  statt  darin  zu  investieren,  wuchsen  die
Rüstungsausgaben weiter und weiter. Und das ist nur eines von unzähligen
Beispielen, das klarmachen soll: die Kriege, die aktuell geführt werden, sind
Kriege des Kapitals. Sie finden im Interesse der Herrschenden statt, um die
eigenen Profite zu sichern. Doch Werbung und Verpflichtung fürs Sterben
sind  für  viele  von  uns  Alltag.  Denn  die  Jugend  ist  ein  essenzieller  und
wichtiger Teil der Armeen. Wir sind noch nicht komplett in der Produktion



eingebunden,  kann  somit  ohne  große  Einbrüche  für  die  Wirtschaft
einbezogen  werden  und  muss  oftmals  nicht  einmal  entlohnt  werden.
Dadurch, dass Jugendliche kein Mitspracherecht in politischen Themen und
gesellschaftlichen Entscheidungen besitzen, wird es bewusst erschwert, dass
sich dagegen Widerstand erhebt oder formuliert.

Bittere Realität: Jugend im Kreuzfeuer

Aktuell werden weltweit 250.000 Kinder und Jugendliche als Soldat:innen in
kriegerischen Auseinandersetzungen sowohl von regulären Armeen als auch
von  Rebellengruppen  eingesetzt.  Sie  bilden  immer  mehr  einen  festen
Bestandteil  in  der  militärischen  Infrastruktur,  ob  an  der  Waffe,  als
Spion:innen, Informationsübermittler:innen oder bei anderen aufkommenden
Tätigkeiten.  Darüber  hinaus  wird  oft  vergessen,  dass  sexuelle
Gewalt in militärischen Auseinandersetzungen immer stark ansteigt und auch
gezielt  als  Kriegswaffe  eingesetzt  wird.  So  sind  5  bis  20  Prozent  der
Kindersoldat:innen  Mädchen,  die  vor  allem  als  Zwangsprostituierte
eingesetzt  werden[2].  Massenvergewaltigungen  sind  dabei  die  höchste
Gewaltform und leider vor allem in Massakern, Kriegen gegen Minderheiten
etc. eine immer wiederkehrende Kriegsführung. Myanmar (2017), Äthiopien
(2021/22)  und  Demokratische  Republik  Kongo  (seit  2007)  sind  traurige
Beispiele unserer Zeit, in welchen mehrere Tausende Frauen vergewaltigt
wurden, um den Willen der Menschen zu brechen und aufs brutalste zu
entmenschlichen. 

So gab es weltweit 2022 67 Länder, in denen eine Wehrpflicht existiert[3]. Zu
erkennen ist, dass die meisten Länder der Welt irgendeine Form von Armee
besitzen, sie sich aber vor allem in der Art und Weise der Rekrutierung
unterscheiden.  Länder  ohne  Wehrpflicht  besitzen  oftmals  große
Anwerbekampagnen  und  verschiedene  Angebote,  die  sowohl  leistbare
Möglichkeiten auf Bildung bieten als auch die Option, ein Leben lang im
Militär zu arbeiten. Außerdem besitzen einige Länder eine Wehrpflicht de
Jure, was bedeutet, dass Männer und in einigen Ländern auch Frauen sich
zwischen einem bestimmten Alter bei der Armee melden müssen und bei
„Bedarf“ rekrutiert werden. Aktuell melden sich aber in den meisten Ländern
genügend Freiwillige, sodass dies in den wenigsten Fällen umgesetzt wird.



In  Europa  haben  aktuell  nur  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Estland,
Zypern,  Griechenland,  Schweiz  und  Österreich  eine  Wehrpflicht,  aber
angesichts  des  Ukrainekrieges  denken  einige  weitere  Staaten  über  eine
Reform ihrer  Militärdienste  nach.  Lettland  war  das  erste  Land,  welches
schon Anfang Juli einen Wehrdienst wegen des Krieges einführen möchte.
Ein  Gesetzesentwurf  dazu  soll  im  kommenden  Jahr  vom  Parlament
verabschiedet  werden.  Der Verteidigungsminister  Pabriks  macht  dabei  in
seiner Aussage um die Wiedereinführung deutlich: „Damit dürfe sich das
Risiko verringern, dass Russland Lettland nach Belieben angreift“[4]. Dass
andere Länder folgen werden ist sicher, in den meisten Ländern der EU (z.B.
Niederlande) wurden über die Aufstockungen der eigenen Armee diskutiert
und Studien zur Wiedereinführung des Militärdienstes in Auftrag gegeben.
Auch Deutschland ist in der Debatte nicht stumm geblieben. Aus den Reihen
aller Parteien wurden Stimmen nach einer Wiedereinführung der Wehrpflicht
laut,  was  in  diesem  Kontext  eine  Stimme  für  eine  fortschreitende
Militarisierung  ist.



Krieg dem Krieg: kein Cent, kein Mensch dem Militarismus!

Wir  wollen  kein  Kanonenfutter  sein  oder  zusehen,  wie  unsere
Lebensgrundlage immer weiter zerstört wird. Denn Kriege töten nicht nur
unmittelbar,  sondern  befeuern  auch  die  Klimakrise.  Was  also  tun?  Wir
verurteilen nicht per se, wenn Jugendliche zur Waffe greifen, um für ihre
Interessen, gegen Kapitalismus, Ausbeutung und Imperialismus zu kämpfen.
Oftmals  b le ibt  ihnen  nichts  anderes  übrig,  wenn  es  um  die
Selbstverteidigung erkämpfter Räume geht. Jugendliche kämpfen Seite an
Seite in Befreiungskämpfen von Kurdistan bis Palästina, aber eben für ihre
Interessen, gegen Besetzung und Vertreibung. Dies ist nicht gleichzusetzen
mit den Kriegen der imperialistischen Staaten für die Profite einer Elite. 

Wenn wir uns diesen effektiv entgegenstellen wollen, müssen wir aus der
Geschichte  lernen.  Hier  sind  die  Oktoberrevolution  sowie  die  Anti-
Kriegsbewegungen des Ersten Weltkrieges als relevante Beispiele zu nennen,
in  denen  Arbeiter:innen  massenhaft  und  organisiert  gegen  das
imperialistische System vorgingen. Denn nur wenn wir das Problem an der
Wurzel packen – den Kapitalismus mit seinem ewigen Konkurrenzzwang –
können  erfolgreich  sein.  In  der  Oktoberrevolution  wurde  ein
Arbeiter:innenstaat errichtet, welcher in Kombination mit der gescheiterten
Novemberrevolution zum Ende des Ersten Weltkrieges führte. Anhand dieser
historischen Ereignisse muss man die angewandten Strategien analysieren
und von ihnen methodische Wege für  die  Überwindung imperialistischer
Kriege und des Imperialismus als Ganzes ableiten. Ein weiteres wichtiges
Beispiel  sind  die  Aufstände  im  Arabischen  Frühling,  welche  von  großer
Bedeutung  für  Anti-Imperialismus-Bewegungen  in  halbkolonialen  Ländern



sind.

Doch die bloße Analyse und Übertragung der Strategien und Taktiken der
vergangenen Arbeiter:innen- und Jugendbewegung ist nicht ausreichend. Wir
müssen  die  Lehren,  die  wir  aus  diesen  ziehen  können,  auf  die  heutige,
veränderte Situation der Weltpolitik und die veränderten Gegebenheiten in
der Lage der Arbeiter:innenklasse anwenden. Es bleibt die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  Arbeiter:innen-  und  Jugendbewegung  gegen
imperialistische Konflikte!  Aber wie und wo kann uns das gelingen? Um
erfolgreich  zu  sein,  muss  ein  solcher  Kampf  zwangsläufig  auf  einer
internationalen  Ebene  stattfinden.  Klar,  müssen  jene  von  uns  in
imperialistischen  Ländern,  sich  gegen  die  Kriegsinteressen  der  eigenen
Nation stellen.  Doch da auch der Imperialismus ein globales System ist,
können  wir  nur  erfolgreich  sein,  wenn  wir  uns  ebenfalls  international
organisieren.  Das  heißt:  Eine  erfolgreiche  Antikriegsbewegung  muss
international sein und den Kampf gegen die Auswirkungen des Krieges mit
dem Kampf gegen das kapitalistische System verbinden. Dabei ist es wichtig,
dass  wir  uns  nicht  vom Nationalismus  spalten  lassen  und  trotzdem das
Selbstbestimmungsrecht  unterdrückter  Völker  und  Halbkolonien
verteidigen.  

Für  die  Zerschlagung  aller  imperialistischen  Militär-  und
Wirtschaftsbündnisse!  Für  die  Niederlage  des  Imperialismus  –
sofortiger  Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  ihrer
Handlanger!
Gegen jegliche imperialistischen Militarisierung: Weder Wehrpflicht
noch  Beru f sheer  –  f ü r  d i e  Se lbs t ve r t e id igung  de r
Arbeiter: innenklasse!  Für  demokratisch  legit imierte
Arbeiter:innenmilizen  unter  Kontrolle  von  Räten!
Kein Cent und kein Mensch dem Militarismus: Gegen Werbung für
das Militär! Gegen jegliche „Aufrüstungspakete“ und Militäretats!
Zerschlagt die Rüstungsindustrie! Verstaatlichung ihrer Kriegsprofite
und Überführung der Kriegsindustrie in eine zivile Industrie.
Für  den  Aufbau  e iner  in ternat iona len  Jugend -  und
Arbeiter:innenbewegung gegen Krieg und Kapital!



Für das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter Nationen.
Für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine, weder unter Kontrolle
von Russland noch unter Kontrolle der NATO.
Enteignet  die  Kriegsprofiteure!  Alle  Waffenkonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle.
Für das Selbstverteidigungsrecht der Arbeiter:innen! Entwaffnet den
bürgerlichen Staat!
K e i n  S t e r b e n  f ü r  i m p e r i a l i s t i s c h e  K r i e g e :  G e g e n
Generalmobilisierungen der Imperialisten.
Für den Aufbau einer internationalen Arbeiter:innenbewegung gegen
Krieg und Kapital!
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Youth and Militarization
A  resolution  passed  by  the  international  delegates  conference  of  the
communist  youth  organization  REVOLUTION

Declaring war on war: No to the increasing militarization!

There is war: whether in Yemen, Myanmar, Kurdistan, or Ukraine. Wherever
war rages, it destroys our livelihoods, drives millions of people from their
homes,  and  brings  death.  And  in  between  destruction  and  weapons
production, heated up by the interests of the profiting parties, we young
people are the ones who have to cope with the consequences of this chaos.
But simply hoping for peace will not help us, because warlike conflicts and
military budgets have steadily increased in recent years. In particular, the
Russian  war  of  aggression  on  Ukraine  represents  a  new quality  of  the
conflict. This war is an escalation of the imperialist conflict between Russia
and NATO and bears the danger of escalating even further. We say clearly:
No  to  the  imperialist  invasion  of  Ukraine  by  Russia,  for  an  immediate
withdrawal of all Russian troops! But equally, we oppose the influence of the
NATO powers, which only want to expand their own influence at the expense
of the Ukrainian population. because this conflict is inciting young people in
particular.In the end, they only have two options: to fight at the front or to
desert. We take the side of the Ukrainian youth and the workers‘ movement
against  the  Russian  war  of  aggression,  with  the  aim  of  building  up  a
resistance that is politically independent of NATO. The effects of the war do
not stop at the borders of Ukraine or Russia, but are felt worldwide. The war
is driving up inflation, causing energy and food prices to skyrocket. This
should not be our future! But if we want to fight effectively against war and
its consequences, we must first ask ourselves: Why does war exist at all? And
why has there been an increase in warlike conflicts in recent years? 

The strongest wins

The world we live in is completely subjected to capitalist production and the
logic of profit. There is no land, no raw material on earth, that does not
belong  to  a  capitalist.  This  is  a  characteristic  of  the  highest  stage  of
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capitalism, imperialism. Even if everything is divided, competition still exists
between  different  capitalists  as  well  as  different  nation  states.  They
sometimes have no choice but to wage wars over economic routes (the West
African coast), economic spaces (Mali), or geostrategic spheres of influence
(Ukraine,  Syria,  Afghanistan)  in  order  not  to  fall  behind.In  some crises,
however, profits are too low for capitalists to want to invest in their own
production,  in  which  case  it  may  be  worthwhile  for  them  to  destroy
competing productive forces in a war. In short, the policy of recent years is a
sharpened  form  of  economic  competition,  and  war  is  ultimately  the
continuation  of  this  policy  by  other  means.

Capitalism has the compulsion to always accumulate ever more profit,  to
open ever newer markets, and to obtain ever cheaper labor. The imperialist
blocs have the urge to escalate conflicts between them ever further in order
to destroy competing capital and productive forces. Both will inevitably lead
to war. If we are to fight against these forces, we must look at their role at all
levels of the global system. Fighting wars is thus always synonymous with
fighting capitalism!

Crisis

Crises  act  as  accelerators  in  this  process,  as  they  increase  competition
between the individual factions of capital. So it is no wonder that military
spending has skyrocketed in the last 10 years and international conflicts are
on the rise again.  After  all,  the global  economic crisis  of  2007/8 is  still
shaping current events. At that time, bailout plans were created for capitalist
states to end the crisis. Thus, we have been witnessing a long-standing low
interest rate policy of the U.S. Federal Reserve and the European Central
Bank, government stimulus programs of the Chinese state, and the growth of
new speculative bubbles. Instead of capital being destroyed in the crisis, its
costs were passed on to the working class, and further crises were artificially
delayed  by  means  of  the  rescue  plans.  The  consequences  were  massive
impoverishment and indebtedness, an international shift to the right, and
increasing  competition.  With  the  collapse  of  the  international  economy
during the Corona pandemic, the situation has now worsened again – and the
struggle for the redivision of the world has been further fueled. The main



conflict here is between the U.S. and China, who are fighting over who will
be the dominant force on the world map. At the same time, however, other
forces are also getting into the mix, trying to save themselves from going
under in the context of the competition. 

Bloc formation and the threat of conflict

Thus, in the wake of the Ukraine war, NATO, which was thought dead, has
re-formed – and even expanded to include Finland and Sweden. In addition,
imperialist states such as Germany and the EU as a whole have moved closer
to the United States in the wake of the war of aggression. Even if ultimately
each  side  fights  for  itself,  different  blocs  are  forming  in  the  current
showdown.  Not  every  power  can  be  fully  counted  towards  a  bloc.  The
struggle for spheres of influence also generates forces such as India and
Pakistan, which cannot assert their interests internationally on their own, but
try to make the best of it through shifting alliances. However, even if the bloc
formation is not yet complete, it is certain that confrontations will increase
due to the sharpened struggle for control. Where the confrontations will take
place is not clear, but looking at the bloc formations and the world economic
crisis, some regions more than others may become more and more the scene
of confrontation. In addition to Ukraine, Taiwan is another country that is
repeatedly targeted by the superpowers China and the United States. Taiwan
is denied its national independence by the Chinese, because Xi Jinping, who
is  currently  struggling  with  recurring  unrest,  is  beating  the  drum  of
chauvinism more and more before the upcoming elections. In addition, China
has been trying to establish a new Silk Road on land and water for several
years,  sometimes  with  great  success,  and  is  making  many  semi-colonial
countries dependent on it. The dwindling power and influence of the USA in
North Africa, the Middle East, and parts of Asia, leads to a power vacuum on
the one hand, and on the other, leaves the door open for other imperialist
powers. However, it should be clear to all of us that this struggle will not
take place without military means.

More money for death

A look at arms spending also shows us this: in 2020, global military spending



will  reach a new record: according to the Stockholm International peace
research institute Sipri,  it  will  be $1.981 trillion, more than ever before.
That’s $5.4 billion per day and $226 million per hour. If the amount spent per
hour on military spending were spent on hunger in a year, world hunger
could be eliminated in 15 years.[1] The United States spends 39% of all
military  spending worldwide ($778 billion).  Next  in  line  is  China,  which
within the last decade (since 2011) increased its defense spending by 76% to
$252 billion, covering 13% of global spending. Germany is also increasing its
military spending, to $52.8 billion, an increase of 5.9%, It has thus increased
its spending even more than the U.S. compared to last year, ranking 7th
behind China,  India,  Russia,  the UK, and Saudi Arabia.  Japan is  another
example of the ongoing militarization of the world. The country has already
softened its pacifist foreign policy in recent years, and in 2022 it will again
massively increase its military budget. The figures speak for themselves, and
make it clear: the imperialist states are arming themselves and preparing for
coming wars.

Future: Cannon Fodder?

All these developments show that „the good life“ is not automatically part of
our future if we don’t do anything for it. We young people, in particular, are
frequently sent to the frontlines first, while a wave of nationalism tries to
persuade us that it is in our best interests to die for the fatherland. However,
we saw during the pandemic that nations do not act in our best interests. The
economy was shrinking; the health sector was collapsing in many countries –
but instead of investing in it, arms spending kept growing and growing. And
this is just one of countless examples that should make this clear: the wars
that are currently being waged are wars of capital. They occur in order for
the ruling class to secure their own profits. But advertising and the obligation
to die are routine for many of us.  Because youth is an essential  part of
armies.  We  are  not  yet  completely  part  of  the  productive  process,  can
therefore be drafted without great losses for the economy, and often do not
even have to be paid. The fact that the youth have no say in political issues
and social decisions makes it deliberately difficult for resistance to arise or
be formulated.



Bitter Truth: Youth in the Crossfire

Currently, 250,000 children and young people around the world are deployed
as soldiers in armed conflicts, both by regular armies and by rebel groups.
They  increasingly  form  an  integral  part  of  the  military  infrastructure,
whether as regular foot soldiers, as spies, as information transmitters, or in
other  emerging  activities.  In  addition,  it  is  often  forgotten  that  sexual
violence is always on the rise in military conflicts and is also used specifically
as a weapon of war. For example, 5 to 20 percent of child soldiers are girls,
who are mainly used as forced prostitutes[2]. In this context, mass rape is the
highest form of violence and unfortunately a recurring weapon, especially in
massacres, wars against minorities, etc. Myanmar (2017), Ethiopia (2021/22),
and the Democratic Republic of Congo (since 2007) are sad examples of our
time, in which several thousands of women have been raped to break the will
of the people and dehumanize them in the most brutal way. 

Thus, in 2022, there are 67 countries in the world where there is compulsory
military service[3]. It can be seen that most countries in the world have some
form of  army,  but  they differ  mainly  in  the way they recruit.  Countries
without conscription often have large recruitment campaigns and various
offers that provide both affordable opportunities for education and the option
to serve in the military for life. In addition, some countries have de jure
conscription, which means that men, and in some countries women, must
enlist in the military between a certain age and are recruited when „needed.“
Currently, however, sufficient volunteers enlist in most countries, so this is
implemented in very few cases.

In  Europe,  only  Denmark,  Sweden,  Finland,  Estonia,  Cyprus,  Greece,
Switzerland and Austria currently have compulsory military service, but in
light of the Ukraine war, several more countries are considering reforming
their military services. Latvia was the first country to introduce conscription
at the beginning of July due to the war. A draft law on the matter is expected
to be passed by parliament next year. The Minister of Defense Pabriks makes
this clear in his statement about the reintroduction: „This should reduce the
risk that Russia will attack Latvia at will „[4]. That other countries will follow
is  certain,  in  most  countries  of  the  EU  (e.g.  the  Netherlands)  the



strengthening of their own armies has been discussed, and studies about the
reintroduction of military service have been commissioned. Germany has not
remained silent in the debate either. Voices have been raised from the ranks
of all  parties calling for the reintroduction of conscription, which in this
context is a vote for the progression of militarization.

War to war: not a cent, not a human to militarism!

We don’t want to be cannon fodder or watch as our livelihood is destroyed.
Because wars do not only kill directly but also fuel the climate crisis. So what
to do? We do not condemn it in itself when the youth take up arms to fight for
their  interests  against  capitalism,  exploitation,  and  imperialism.  When it
comes to  self-defense  in  contested areas,  they  frequently  have  no  other
option.  From Kurdistan  to  Palestine,  young people  fight  side  by  side  in



liberation  struggles  for  their  own  interests,  against  occupation  and
displacement. This is not the same as the wars of the imperialist states for
the profits of an elite. 

If we want to oppose them effectively, we have to learn from history. Here,
the October Revolution as well as the anti-war movements of the First World
War should be mentioned as relevant examples, in which workers took mass
organized  action  against  the  imperialist  system.  Only  if  we  attack  the
problem at its roots can we be successful. In the October Revolution of 1917
a  workers‘  state  was  established,  which,  in  combination  with  the  failed
November Revolution of 1918 led to the end of the First World War. On the
basis of these historical events, it is necessary to analyze the strategies used
and derive from them methodical ways of overcoming imperialist wars and
imperialism as a whole.  Another important example are the Arab Spring
uprisings, which are of great importance for anti-imperialism movements in
semi-colonial countries.

However,  simply  analyzing and transferring the strategies  and tactics  of
previous worker and youth movements is insufficient. We must apply the
lessons we can draw from them to today’s changed situation in international
politics and the changed realities of the situation for the working class. But
there remains the necessity  of  building a workers‘  and youth movement
against imperialist conflicts! But how and where can we succeed in this? To
be successful, such a struggle must necessarily take place on an international
level.  Clearly,  those  of  us  in  imperialist  countries  must  oppose  the  war
interests of our own nation. But since imperialism is also a global system, we
can only be successful if we also organize internationally. This means that a
successful  anti-war  movement  must  be  international  and  combine  the
struggle against the effects of war with the struggle against the capitalist
system. In doing so, it is important that we do not allow ourselves to be
divided by nationalism and still  defend the right to self-determination of
oppressed peoples and semi-colonies. 

For the smashing of all imperialist military and economic alliances!
For  the  defeat  of  imperialism  –  immediate  withdrawal  of  all
imperialist  troops  and  their  henchmen!



Against  all  imperialist  militarization:  Neither  conscription  nor
professional army – for the self-defense of the working class! For
democratically  legitimized  workers  militias  under  the  control  of
workers councils!
Not a cent and not a human to militarism: Against all advertising for
the  military!  Against  any  „rearmament  packages“  and  military
budgets!
Smash the arms industry! Nationalize its war profits and convert the
war industry into a civilian industry.
For  the  establishment  of  a  global  youth  and  workers  movement
against war and capitalism!
For the right of self-determination of oppressed nations.
For the right of self-determination of Ukraine, neither under control
of Russia nor under control of NATO.
Expropriate the war profiteers! All arms corporations under workers
control.
For the workers‘ right to self-defense!Disarm the bourgeois state!
No dying for imperialist wars: Against general mobilizations of the
imperialist countries.
For  the  establishment  of  an  international  workers‘  movement
opposed to war and capitalism!
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Solidarität  mit  Brokkoli:
Springer enteignen!
Das frisch angebrochene Jahr 2023 versucht es direkt in seiner ersten Woche
gleich mal damit, in die Charts der absurdesten Twitter-Tage zu kommen:
Der  rechtskonservative  Chefredakteur  der  Springer-Tochter  WeltN24  Ulf
Poschardt  ist  wohl  am  05.01.  auf  seinem  Streifzug  durch  Twitter  nach
„rotgrüner  umerziehungsfolklore“[1]  auf  das  Video-Statement  unseres
Genossen  Brokkoli  gestoßen.  Mit  einem  lächerlich-populistischen  Tweet
versucht er nun seine Armee aus rechten Trollen, Incels und Polizei-Fanboys
auf uns zu hetzen[2].

Das Videostatement,  auf  das sich Ulf  bezieht,  haben wir  gemeinsam mit
Genoss_innen des „Revolutionären Bruchs“ veröffentlicht.  Darin rufen wir
dazu auf, auf der gleichnamigen Konferenz um die Frage des Antirassismus
zu  diskutieren,  da  die  Berliner  Linkspartei  sich  im  Wortlaut  zwar  oft
antirassistisch gibt,  praktisch als  Teil  der  Berliner  Landesregierung aber
Abschiebungen  bewilligt  und  migrantischen  Communites  das
Demonstrationsrecht verweigert.  Über 600 Menschen waren in Berlin im
letzten Jahr von Abschiebungen betroffen. Sogar das im Koalitionsvertrag
festgeschriebene  Verbot  von  nächtlichen  Abschiebungen  wurde  immer
wieder missachtet.  Durchgeführt  werden diese Abschiebungen von einem
Polizeiapparat, dessen struktureller Rassismus schon lange kein Geheimnis
mehr ist und der seinen blutigen Höhepunkt in der Ermordung von Oury
Jalloh und Mouhamed Dramé gefunden hat. Diese Polizei will der Senat nun
mit  Elektro  Tasern  und  einer  neuen  Racial-Profiling-Wache  am  Kotti
ausstatten. Für den rechtskonservativen Ulf ist das natürlich kein Problem.
Er sieht das Problem eher darin, dass Brokkoli einen ACAB-Hoodie trägt und
den Palästinenser_innen ein Selbstbestimmungsrecht zugesteht.

Im  Mai  letzten  Jahres  wurde  in  Berlin  anlässlich  des  Nakba-Tages  (ein
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Gedenktag  zur  Vertreibung  von  über  700  000  Palästinenser_innen)  ein
gerichtliches Demonstrationsverbot erlassen. Die geplanten Demonstrationen
wurden  pauschal  als  antisemitisch  verunglimpft  und  das,  obwohl  die
Veranstalter_innen  sich  mehrmals  klar  gegen  Antisemitismus  auf  ihren
Aktionen positioniert haben. In der Debatte um das Demonstrationsverbot
wurde dabei immer wieder auf rassistische Stereotype von „emotionalisierten
Arabern“ (ähnlich wie wir sie aktuell in der Debatte um das Böller-Verbot
hören müssen) Bezug genommen. Damals wie heute verurteilen wir diese
rassistische Einschränkung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit. Ulf
verdreht  diese  Kritik  in  seinem  Tweet  zu  einem  angeblichen  „linken
Antisemitismus“. Hätte er seinen Job als Journalist vernünftig gemacht und
mal kurz auf unserer Homepage recherchiert, wäre er jedoch schnell auf
unsere ausführliche Resolution zum Thema Antisemitismus[3] gestoßen und
hätte ebenfalls in unserem Programm nachlesen können, dass wir für einen
binationalen, säkularen und sozialistischen Staat im Nahen Osten eintreten,
indem  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrer  Religion  in  Frieden  und
Gleichberechtigung  miteinander  leben  können[4].

Gründliche  Recherche  und  Quellenbelege  scheinen  jedoch  nicht  das
Steckenpferd von Ulf Poschardt zu sein. So wurde er bereits im Jahre 2000
als Chefredakteur beim Magazin der Süddeutschen Zeitung gekündigt, weil
er dort gefälschte Interviews und Storys ungeprüft veröffentlicht hatte[5]. Ulf
scheint  es  vielmehr  als  den  Kern  seiner  journalistischen  Tätigkeit  zu
verstehen,  auf  Twitter  Aufmerksamkeit  durch  seine  chauvinistischen
Kommentare  zu  generieren.  Seine  Feinde  sind  dabei  wahlweise
Klimaaktivist_innen,  Corona-Schutzmaßnahmen,  Geflüchtete  oder  die
öffentlich-rechtlichen Medien. Aufrechte Aktivist_innen setzt er dabei mit der
islamistischen Terrormiliz Boko Haram gleich, indem er sie mit „Wokoharam“
betitelt[6].  Er selbst versteht seinen „Journalismus“ auf Twitter dabei als
„Kulturkampf“[7]  gegen „politisch korrekte  Aktivisten“.  Es  geht  ihm also
darum, Linke mit welchen an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen auch
immer im Sinne seines Kulturkampfes zu verunglimpfen. Wie so häufig muss
der Vorwurf des Antisemitismus auch bei Ulf als Projektionsfläche herhalten.
So inszeniert er sich als kritikloser Verteidiger einer Polizei, die sich mit
faschistischen Chatgruppen einen Namen gemacht hat: Kein Wort über deren



antisemitische Inhalte aber stattdessen große Empörung über einen Hoodie.
Wir  fragen  uns  dabei,  wie  es  eigentlich  um Ulfs  Treue  gegenüber  dem
Rechtsstaat bestellt ist, wenn er Einschränkungen des Versammlungsrechts,
Angriffe auf die Meinungsfreiheit und Verwässerungen des Rechts auf Asyl
kritiklos verteidigt.

Das Ekligste an der von Ulf angestoßenen Debatte ist jedoch, mit welcher
Verachtung und welchem Hass einem politisch aktivem Jugendlichen, der
klar politisch Stellung bezieht, begegnet wird. Dass Jugendunterdrückung ein
tief verankertes Phänomen in kapitalistischen Gesellschaften ist, sieht man
hier darin,  dass einem Jugendlichen nicht zugestanden wird,  eine eigene
politische Meinung zu haben. Nein, er sei „vor die Kamera gezerrt“ worden
oder sei „in der Pubertät“. Umso mehr bestätigt uns das darin, dass es richtig
ist,  sich in  einer  unabhängigen Jugendorganisation,  ohne Bevormundung,
unter Jugendlichen selbst zu organisieren.

Die  Heftigkeit  mit  der  die  Debatte  aktuell  auf  Twitter  geführt  wird,
unterstreicht einmal mehr, wie viel Angst Vertreter_innen der bürgerlichen
Klasse wie Ulf haben, wenn wir Jugendliche uns trauen, unsere Stimme zu
erheben. Es offenbart zugleich ihre Schwäche, wenn sie ein kurzes harmloses
Videostatement mit allen dreckigen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
bekämpfen  müssen.  Solidarität  mit  Brokkoli!  Dieser  Angriff  hätte  jede_n
aufrichtige_n Aktist_in von uns treffen können, denn er richtet sich nicht
spezifisch gegen Brokkoli, sondern gegen eine Jugend, die nicht länger bereit
ist, dem Kapital dabei zuzuschauen, wie es unseren Planeten zerstört. Bitte
teilt  und  verbreitet  dieses  Statement!  Insbesondere  Gliederungen  der
Linksjugend solid, sollten sich in der Verantwortung sehen, sich in dieser
Frage zwischen Ulf und dem „Revolutionären Bruch“ zu positionieren. Lasst
Ulf mit seinem Versuch „Revolution“, den „Revolutionären Bruch“ und die
Linkspartei zu diskreditieren nicht durchkommen! Kommt zur Konferenz am
14. Januar und lasst uns gemeinsam diskutieren, was wir dem Hass und der
Verachtung der herrschenden Klasse und ihrer Medien entgegenzusetzen
haben.

Abschließend möchten wir jedoch noch ein paar Worte der Dankbarkeit an
Ulf  richten: Zuerst einmal vielen Dank für die kostenlose Werbung. Eine



größere Reichweite als du sie uns geschenkt hast, hätten wir mit unseren
bescheidenen finanziellen Mitteln nicht generieren können. Ebenfalls sind
wir dir dafür dankbar, dass du uns mit der Hetze deines Springer-Verlages,
die  bereits  Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen
Umstand erinnerst:  Dieses rechte,  antidemokratische und imperialistische
Hetzblatt  gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche
Kontrolle  gebracht!

[ 1 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1611299976495366145?cxt=HHwWgoDQ2
dSyvtwsAAAA

[ 2 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1610921238586880000?cxt=HHwWgMDTs
ZuVktssAAAA

[ 3 ]
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

[ 4 ]
https://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2017/07/Programm2018.
pdf

[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Ulf_Poschardt

[ 6 ]
https://uebermedien.de/67936/was-ulf-poschardt-zuzutrauen-ist-und-was-nich
t/

[7] https://twitter.com/niggi/status/1490099359307948035



Silvester 2022: Nach den Böllern
kommt der Rassismus
145 Menschen hat die Polizei lt. Tagesschau bundesweit im Zusammenhang
mit Silvesterkrawallen festgenommen, rund zwei Drittel entfielen auf Berlin.
Diese  sollen  nicht  nur  Einsatzkräfte  der  Polizei,  sondern  auch  der
Feuerwehren,  teilweise  auch  Passant:innen  gezielt  mit  Böllern  und
Feuerwerkskörpern  beschossen  haben.

Silvesterkrawalle sind nun nichts total Neues in Deutschland – und erst recht
nicht zahlreiche Verletzungen, Schlägereien, Unfälle bei den Neujahrsfeiern.
Und  ebenso  wenig  neu  ist  die  fast  schon  alljährliche  Debatte  um  das
Verkaufsverbot von Böllern und Feuerwerkskörpern.

Es mag auch gut  sein,  dass die  Zahl  der Einsätze der Polizei  und auch
direkter bewusster Übergriffe und Angriffe auf Beamt:innen in diesem Jahr
nach der Coronapandemie nach oben ging. Dass es sich dabei um eine neue
Qualität handelt, muss aber in Zweifel gezogen werden. Bevor wir uns jedoch
damit beschäftigen, müssen wir darauf eingehen, was wirklich neu ist: das
Ausmaß an offen rassistischer Zuschreibung durch die bürgerliche Politik.

Rassismus und Law and Order
Nachdem  sich  der  Rauch  der  Feuerwerke  längst  verzogen  hat,  legen
Politiker:innen und sog. Expert:innen nach. CDU-Fraktionsvize Spahn, einst
ein Shootingstar seiner Partei, bringt sich mit rassistischen Zuschreibungen
und  Law-and-Order-Parolen  ins  Gespräch  –  und  macht  auch  gleich  die
Ursachen für eine angeblich neue Qualität von Rowdytum aus: „ungeregelte
Migration, gescheiterte Integration und fehlenden Respekt vor dem Staat“.
Die Berliner CDU und FDP legen nach:

„Der CDU-Bezirksstadtrat für Soziales in Neukölln, Falko Liecke, wurde der
Berliner  Zeitung  gegenüber  deutlicher.  In  Neukölln  sei  eine  ‚komplette
Parallelgesellschaft  herangewachsen,  die  mit  unseren  Staatsorganen,  der
Polizei  und  unserem  Bildungssystem  nichts  zu  tun  hat’.  Die  FDP-
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Bundesabgeordnete  Katja  Adler  sprach  auf  Twitter  von  ‚kultureller
Überfremdung’.  Der  innenpolitische  Sprecher  der  Jungen  Union  NRW,
Manuel Ostermann, ging noch weiter. Das Problem seien ‚nicht die Böller,
sondern der asoziale Mob, der damit nicht umgehen kann’, schrieb er. Im
Gespräch  mit  der  Bild-Zeitung  bedauerte  er  den  Mangel  deutscher
Grenzkontrollen. Der CDU-Abgeordnete Christoph de Vries scheint bisweilen
die Rassentheorie für sich wiederentdeckt zu haben: Wollen wir Krawalle in
Großstädten bekämpfen, schrieb er auf Twitter, ‚müssen wir auch über die
Rolle  von  Personen,  Phänotypus:  westasiatisch,  dunklerer  Hauttyp
s p r e c h e n ’ . “
(https://www.berliner-zeitung.de/mensch-metropole/silvesternacht-die-boeller
-debatte-ist-rassistisch-li.303337)

Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft DPolG im Deutschen Beamtenbund,
Rainer Wendt, stößt ins selbe Horn und verweist auf das „Migrantenmilieu“
als  Hort  mangelnder  Staatstreue.  Zudem  fordern  Polizei-  und
Feuerwehrgewerkschaften  stärkere  Überwachung  und  Videocams.

Da fällt es der AfD und wohl auch so manchem Hardcorenazi schwer, sich
nach rechts abzusetzen. AfD-Vorsitzende und -Bundessprecherin Alice Weidel
versucht  es  dennoch  und  wendet  sich  gegen  jede  Erleichterung  der
Einbürgerung:  „Ab diesem Jahr  werden all  die  ‚Menschen‘  eingebürgert.
Dann  können  die  Medien  ohne  schlechtes  Gewissen  schreiben,  dass
‚ D e u t s c h e ‘  E i n s a t z k r ä f t e  a t t a c k i e r t e n . “
(https://www.belltower.news/rassistische-narrative-nach-silvester-neues-jahr-
alte-hetze-144885/)

Laut Weidel und Co. kann es sich beim „Mob“ überhaupt um keine echten
Deutschen, allenfalls nur um „Passdeutsche“ gehandelt haben. Selbst von
Menschen mag sie nur unter Anführungszeichen sprechen – und setzt so den
rassistischen Zuschreibungen von Liberalen und Konservativen noch eins
drauf.

Bürgerliche Öffentlichkeit und Expert:innen
Während ein Teil der bürgerlichen Medien vor rassistischen Zuschreibungen
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warnt,  fordern  sog.  Qualitätsmedien  wie  die  FAZ,  dass  nicht  weiter
abgewiegelt werde, wenn es um Gewalt und Migration gehe. So lobt ihr
Redakteur  Jasper  von  Altenbockum  den  „Mut“  von  Spahn  und  NRW-
Innenminister  Herbert  Reul.  die  entgegen  einer  angeblichen
Relativierungskultur die „Wahrheit“ ausgesprochen hätten. Schelte gibt es
für  den  Berliner  Senat,  dem  „in  solchen  Situationen  die  Worte
‚Linksextremisten’ oder ‚Migranten’“ nicht über die Lippen kommen könnten.

Doch nicht nur die bürgerliche Presse verkehrt die Lage so, also würden über
Jahre  Migrant:innen  oder  auch  „Linksextreme“  diskursiv  geschont,  also
würden  jene,  die  die  veröffentlichte  Meinung  privatkapitalistisch  oder
staatlich  kontrollieren,  vor  lauter  „Gutmenschen“  nicht  mehr  zu  Wort
kommen.

In  solchen  Situationen  werden  auch  vorgebliche  Expert:innen  wie  der
Psychologe Ahmad Mansour gern in der Tageschau und anderen Medien zu
Rate gezogen. Sie fabulieren dann von einer „puren Lust an Gewalt“, die auf
den  Straßen  ausgelebt  würde.  Und  weiter:  „Es  hat  aber  auch  mit
patriarchalischen Strukturen zu tun, die dazu führen, dass diese Menschen
unseren  Rechtsstaat,  unsere  Polizei,  unsere  Rettungskräfte  als  etwas
S c h w a c h e s  w a h r n e h m e n ,  d a s  m a n  a t t a c k i e r e n  d a r f . “
( h t t p s : / / w w w . t a g e s s c h a u . d e / i n l a n d / s i l v e s t e r - g e w a l t - g e g e n -
polizisten-101.html)

Lassen wir einmal beiseite, dass es an „patriarchalen Strukturen“ auch in
„deutschen Milieus“ nicht mangelt, so erhebt sich doch die Frage, warum
„unsere Polizei“ nur für wenige Stunden zu Silvester als „etwas Schwaches“
wahrgenommen wird, warum beim racial profiling in Neukölln und anderswo
migrantische  Jugendliche  schikaniert,  unterdrückt  und  Opfer  von
polizeilicher  Gewalt  werden?

Die These von der „Schwäche“ des Staates stellt  die realen Verhältnisse
einfach  auf  den  Kopf.  In  Wirklichkeit  leben  die  Menschen  in  keiner
„Parallelgesellschaft“, sondern am Rand einer Gesellschaft, die sie nur als
Marginalisierte,  als  billige,  entrechtete  Arbeitskräfte  braucht,  deren
Wohnviertel  gentrifiziert  werden  (auf  Berlin-Kreuzberg  folgt  zur  Zeit
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Neukölln).  Nicht  mangelnde  „Integrationsbemühungen“,  sondern
systematische Diskriminierung und Verweigerung realer Integration prägen
den Alltag. Die „Silvesterkrawalle“ sind kein Zeichen der Machtlosigkeit des
Staates,  sondern  kurzfristige,  emeutenhafte  Äußerung  der  realen
Machtlosigkeit  Jugendlicher.

Verkehrung
Das polizeiliche, konservative, liberale und rassistische Narrativ stellt das
faktisch  auf  den  Kopf.  Wer  auf  gesellschaftliche  Ursachen  auch  nur  im
bürgerlich-demokratischen Sinn verweist, wird von der FAZ und anderen der
Relativierung bezichtigt.

Zugleich  werden  einzelne,  aus  der  Lebenssituation  entrechteter  und
marginalisierter Jugendlicher entstehende gewaltsame Ausbrüche zu einem
„kriminellen  Migrantenmilieu“  konstruiert,  das  vorzugsweise  vom  Islam
geprägt sein soll. Kriminalität, Angriffe auf die Polizei werden zur Tat von
Migrant:innen.

Warum eigentlich sollen Menschen einen Staat und seine Repressionsorgane
„respektieren“ und schätzen, der sie bei der streng reglementierten Einreise
bürokratisch  schikaniert  und  als  Menschen  2.  Klasse  behandelt?  Warum
sollen Menschen einen Staat „respektieren“,  der Geflüchteten über Jahre
einen sicheren Aufenthaltsstatus, einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt und
gleiche  demokratische  Rechte  verwehrt?  Warum sollten  Menschen  einen
Staat  „respektieren“,  der  Immobilienhaie  schützt,  wenn  sie  deren
Wohnungen räumen? Warum sollen Menschen einen Staat „respektieren“,
dessen Beamt:innen in der Regel als verlängerter Arm der Unterdrückung
fungieren?

Es ist nichts „Überraschendes“ an solchen gelegentlichen Gewaltausbrüchen.
Auch  dass  diese  unter  anderem  in  Berlin-Neukölln  und  Kreuzberg
stattfanden,  sollte  niemanden  verwundern  –  schließlich  sind  dies  auch
Zentren der Verdrängung der Armen. Im Grunde handelt es sich dabei um
eine gewaltsame Äußerung von Wut und Frustration Marginalisierter, um
einen, wenn auch blinden Ausbruch gesellschaftlicher Ohnmacht. Daher auch



deren politisch unbestimmter Charakter, daher auch Angriffe nicht nur auf
die  Polizei,  sondern  auch  auf  Feuerwehren  oder  sogar  einzelne
Passant:innen.  Sie  sind  Zeichen  von  Perspektivlosigkeit  sowie  einer
systematischen  rassistischen  und  damit  verbundenen  sozialen
Marginalisierung  eines  Teils  der  Arbeiter:innenklasse  und  eines
entstehenden Subproletariats.  Der  Hass  auf  „den Staat“,  der  selbst  ihre
Unterdrückung exekutiert und täglich befestigt, ist nicht verwunderlich, ja
durchaus nachvollziehbar, auch wenn er politisch ohnmächtig in Erscheinung
tritt.

Der Trick der rassistischen, konservativen und polizeilichen Zuschreibung
besteht nun gerade darin, diese spezifischen, gewaltsamen Ausbrüche von
Wut  herzunehmen  und  als  Ausdruck  der  Kriminalität  und  Asozialität
„integrationsunwilligen“,  „kulturfremden“,  „islamisch“  und  „patriarchal“
geprägten  „Migrantenmilieus“  zuzuschreiben.

So wird eine direkte Linie zur Silvesternacht von Köln gezogen, so wird der
Jahreswechsel  herangezogen,  um  vorzugsweise  jungen,  männlichen
Migranten  Kriminalität  zuzuschreiben.

Die Jahresstatistik spricht eine andere Sprache. Lt. einem Lagebericht des
Innenministeriums  wurden  2021  rund  88.600  Übergriffe  auf
Polizeibeamt:innen erfasst.  „Von den bekannten Tätern  seien  84 Prozent
m ä n n l i c h  u n d  7 0  P r o z e n t  d e u t s c h e  S t a a t s b ü r g e r . “
(https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn)
Von  einem  besonders  hohen  migrantischen  Anteil  an  den  Angriffen  auf
Polizist:innen kann also keine Rede sein.

Doch  das  kümmert  nicht  weiter.  Schließlich  geht  es  bei  der  aktuellen
politischen Diskussion um die Silvesternacht nicht um Fakten, sondern um
rassistische Stimmungsmache. Die Verschärfung bestehender Gesetze, die
geradezu obligatorische Forderung nach rascherer und härterer Aburteilung
der Täter:innen bildet dabei nur einen Teilaspekt.

Nicht minder wichtig ist es, den Verweis auf gesellschaftliche Ursachen der
Ausschreitungen und auf den staatlichen Rassismus selbst zu diskreditieren.

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-01/silvester-gewalt-jens-spahn


Beispielhaft dafür schlussfolgert ein Kommentar der FAZ:

„Der Gipfel der Relativierung ist erreicht, wenn nicht die Minderheit der
Kriminellen, sondern ‚die Gesellschaft’ verantwortlich gemacht wird. Geht es
um Migranten, soll das wohl heißen: Staat und Polizei sind selbst schuld, weil
sie  nicht  genug  Willkommenskultur  gezeigt  haben.  Das  eigentliche  Übel
beginnt aber in dem Augenblick, in dem politisch nicht wichtig genommen
wird, was im Leben ganzer Stadtteile nicht wichtiger sein könnte. ( …  )

Kriminelle  Jugendliche,  die  ‚ihren’  Kiez in  Geiselhaft  nehmen,  rückt  man
weder mit Wattebäuschchen noch mit der Schweigespirale zu Leibe. Nichts
feuert Respektlosigkeit in diesen Milieus mehr an als ein Opfer, das selbst
keine Selbstachtung ausstrahlt. Selbstvertrauen, Durchsetzungsfähigkeit und
Stärke zeigen Staat und Parteien aber viel zu wenig. Die Innen- ist in diesem
Punkt ein Spiegel der Außenpolitik.“

Hier werden die Verhältnisse im Kiez noch einmal auf den Kopf gestellt, ganz
so als  würden Menschen,  die sich als  Billigjobber:innen oder Arbeitslose
durchs  Leben  schlagen  müssen,  hierzulande  mit  „Wattebäuschchen“
angefasst. Dafür ereifert sich der FAZ-Autor schon über die Vorstellung, dass
Staat  und  Polizei  irgendwie  für  ihr  Handeln,  für  eine  rassistische
Migrationspolitik  und  deren  Umsetzung  verantwortlich  sein  sollten.  Die
Schuldumkehr, die die FAZ beklagt, nimmt sie in Wirklichkeit selbst vor,
indem in  guter  alter  konservativer  Manier  gefordert  wird,  dass  endlich
Schluss  sein  müsse  mit  der  Relativierung  von  Gewaltausbrüchen,  die
Migrant:innen  und/oder  Linksradikalen  zugeschrieben  werden.

Der Staat wird so zum „Opfer“, das endlich mehr „Selbstachtung“ an den Tag
legen müsse, mehr Selbstvertrauen, Durchsetzungsvermögen, Stärke – mit
anderen Worten mehr Willkür, und das nicht nur im Inland, sondern auch auf
der  ganzen  Welt.  Dort  gibt  es  schließlich  noch  mehr  „kriminelle
Ausländer:innen“,  die  dem  deutschen  Imperialismus  nicht  den  nötigen
Respekt  entgegenbringen.
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Ohnmacht  von  Rot-Grün-Rot  und  das
Böllerverbot
SPD und Grüne, aber im Grunde auch die Linkspartei stellen sich natürlich
auch hinter „unsere Polizei“. Allzu offenen Rassismus der Marke CDU und
Co. wollen sie aber auch nicht an den Tag legen. Daher folgen die üblichen
Forderungen  nach  mehr  Überwachung  und  verbesserter  Ausrüstung  der
Polizei  durch  SPD  und  Grüne.  Die  Berliner  Regierende  Bürgermeisterin
G i f f e y  w i l l  a u ß e r d e m  a u c h  e i n e n  „ r u n d e n  T i s c h “  z u r
Kriminalitätsbekämpfung einberufen. Die Berliner Linkspartei hält sich mit
total einseitiger Polizeilobhudelei etwas zurück.

Dafür  setzen  SPD,  Grüne  und  Linkspartei  umso  euphorischer  auf  die
Wunderwaffe „Böllerverbot“.  Campact hat nach der „Nacht des Grauens“
auch einen Onlineappell für das Verbot gestartet.

Sicherlich lässt  sich über  Sinn und Unsinn von Feuerwerken und Böller
streiten. Unbestreitbar gehören sie aber auch zu der Neujahrsfeier für breite
Teile der Bevölkerung. Die Forderung nach einem Totalverbot trifft nicht nur
diese Menschen und gängelt sie noch mehr. Sie zieht auch die Forderung
nach  Stärkung  der  polizeilichen  Befugnisse  und  zur  Vergrößerung  des
Personals zur Durchsetzung eines solchen Verbotes nach sich. Sie läuft also,
ob  gewollt  oder  nicht,  auf  eine  Stärkung  des  Gewaltmonopols  des
bürgerlichen  Staates  hinaus.

Gegen unverantwortlichen und gefährlichen Umgang mit Feuerwerkskörpern
und Böllern braucht es in Wirklichkeit keine Polizei – schließlich provoziert
die Präsenz der sog. Sicherheitskräfte oft gerade jene Ausschreitungen, die
sie  angeblich  verhindern  soll.  Statt  der  Polizei  könnten  von  der
Wohnbevölkerung  selbst  organisierte  Selbstschutzgruppen,  die  von  den
verschiedenen  Communities  getragen  werden,  dafür  sorgen,  dass  alle
friedlich  und  ohne  Polizei  feiern  können.

Der Ruf nach dem Böllerverbot stärkt hingegen die bürgerliche Polizei. Er
erweist sich vor allem als völlig hilflos angesichts der rassistischen Hetze.
Lahm fordern  zwar  Campact  und  Vertreter:innen  von  SPD,  Grünen  und



Linkspartei ihre bürgerliche und offen rassistische Konkurrenz dazu auf, die
Silvesterausschreitungen  nicht  zu  rassistisch  „aufzuladen“  oder  zu
„missbrauchen“. Doch dieser Appell erweist sich als wirkungslos, wenn die
Ursache dieser ohnmächtigen Ausbrüche der Wut nicht thematisiert wird,
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  Zusammenstößen  mit  der  Polizei,
Rassismus,  Ausbeutung migrantischer Arbeitskraft  und Perspektivlosigkeit
der Jugend selbst nicht in den Blick genommen wird.

Dies  ist  jedoch  für  die  reformistischen  und  linksbürgerlichen  Parteien
schlechthin  unmöglich.  Schließlich  haben  sie  selbst  jene  Politik
mitzuverantworten, die Millionen rassistisch diskriminiert, die die Zahl der
von Armut bedrohten Menschen in Deutschland auf 13 Millionen steigen ließ.
Wer über Jahre der Immobilienlobby zuarbeitet, deren Enteignung bekämpft,
den  Billiglohnsektor  ausweitet,  hat  auch  keine  Antworten,  die  Lage  von
Millionen  in  Armutsvierteln  zu  verbessern.  Der  ruft  allenfalls  nach  dem
Placebo Böllerverbot. Im Kampf gegen Rassismus, Armut und kapitalistische
Ausbeutung brauchen wir keine Placeboparteien, wir brauchen Kampforgane
und eine revolutionäre Arbeiter:innenpartei, so dass anstelle der Wut, der
Verzweiflung der Kampf der Unterdrückten treten kann.

Diesen Artikel vom 05.01.23 haben wir von Martin Suchanek von der Gruppe
ArbeiterInnenmacht gespiegelt.

Weihnachten:  Konsumrausch
oder  kurzer  Einblick  in  eine
bessere Gesellschaft?
Von Leonie  Schmidt  auf  Basis  eines  Artikels  von Simon Hardy,  Workers
Power, aus dem Jahr 2011
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Die Adventszeit neigt sich dem Ende zu, heute ist Heiligabend, der Tag im
Jahr, auf den besonders Kinder sehnsüchtig warten. Aber welche Bedeutung
hat der ganze Weihnachtstrubel wirklich im Kapitalismus? Jedes Jahr scheint
Weihnachten früher zu beginnen. Kaum sind die Halloween-Kostüme aus den
Schaufenstern  verschwunden,  werden  sie  durch  Weihnachtsbäume,
Adventskalender,  Lebkuchen,  Glühwein  und  Schokoweihnachtsmänner
ersetzt. Während Weihnachten eigentlich eine gemütliche, verzauberte Zeit
sein sollte,  ist  es  für  viele  einfach nur unglaublicher Stress,  indem man
plötzlich zwanghaft seine ganze Familie lieb haben muss, für alle Geschenke
auftreiben soll und auf jeder Weihnachtsfeier antanzen muss.

Frauenunterdrückung
Vor allem für Frauen ist der Druck in dieser Zeit besonders hoch. Diese
haben sich um die Familie, die Küche und die Gäste zu kümmern, besonders
Ende Dezember. Widergespiegelt wird diese Rollenzuschreibung auch in den
weihnachtlichen Werbungen, in den Weihnachtsklassikern im Fernsehen und
im Traditionssinn der Familie. Wenn Mama und Oma schon immer die Gans
gemacht haben, dann soll es auch dieses Jahr so sein. Die Rolle der Frau, die
Reproduktionsarbeit zu übernehmen, wird also auch an Weihnachten nicht
aufgehoben, sondern sogar verstärkt. Auch – oder besser besonders – in der
Weihnachtszeit rückt so die bürgerliche Familie, mit all ihren reaktionären
und  unterdrückerischen  Elementen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  den
Vordergrund, wenn auch in „romantischer Form“.

Außerdem nehmen Fälle der häuslichen Gewalt gegen Frauen im Rahmen
der Weihnachtsfeiertage rasant zu, die Frauenhäuser sind nie so voll wie um
die  Feiertage.  Klar,  denn  während  der  Feierlichkeiten  gibt  es  wenig
Rückzugsorte vor aggressiven Tyrannen, die Erwartungshaltung, dass man
mit der Familie Zeit verbringt ist auch dann da, wenn man gar keine Lust hat
und es sogar gefährlich wäre. Der allgemeine Stress spitzt die Lage noch
einmal zu.



Vom  gemeinschaftlichen  Dorffest  zu  Profit
und Kommerzialisierung
Das jährliche Weihnachts-Ritual ist wichtig für den Kapitalismus: es bringt
normalerweise viel Profit ein. Die Leute geben viel aus, meist mehr als sie
sich eigentlich leisten können, nicht nur für Geschenke, sondern auch für das
Festessen und die Reisekosten zu ihrer Familie. Im Weihnachtsgeschäft wird
der  größte  Umsatz  im  gesamten  Jahr  gemacht  (rund  20%  des
Jahresumsatzes,  je  nach Branche auch bis  zu 30%).  Viele  der  gekauften
Produkte  sind  jedoch  nur  auf  die  Weihnachtszeit  ausgelegt,  von  kurzer
Haltbarkeit und geringer Qualität.

Als  Kommunist_Innen  betrachten  wir  die  Kommerzialisierung  dieser
Feiertage kritisch. So wurde beispielweise der Weihnachtsmann erst im 16.
Jahrhundert zum Leben erweckt und wurde anschließend mit einem anderen
Volksmärchen  verbunden.  Nämlich  dem  des  Sankt  Nikolaus,  der  ein
griechischer Bischof war,  welcher angeblich Nonnen aussendete,  um den
Armen Geschenke zu bringen, welche sie ihren Familien geben konnten.

Dabei wird Weihnachten im Sinne der Geburt Jesu schon seit 381 n. Chr.
gefeiert.  Es  wird  davon  ausgegangen,  dass  die  Austragung  in  den
Wintermonaten  von  der  Kirche  geschickt  mit  dem  Fest  der
Wintersonnenwende (ein heidnisches Fest) kombiniert wurde, damit mehr
Leute für das Fest zu gewinnen waren. Aber Weihnachten wie wir es heute
kennen wurde natürlich nicht die ganze Zeit schon mit den uns vertrauten
Traditionen begangen. Vor der Industrialisierung lag der Fokus eher auf der
Dorfgemeinschaft, der Tannenbaum stand im Hof, vor der Kirche gab es (je
nach Ort) Buden, also eine Art Weihnachtsmarkt. Man ging zur Andacht und
zog dann durch die Straßen und klingelte an Türen, beglückwünschte sich
und erhielt im Gegenzug Geschenke, meist kleine Speisen und Schnaps, die
dann auch gleich zusammen verzehrt wurden.

Mit der Industrialisierung zog es die Arbeiter_Innen in die Stadt und die
Dorfgemeinschaft wurde auseinandergerissen. Weihnachten wurde zum Fest
der Familie. Natürlich je nach Klasse in einem anderen Ausmaß. Besonders
das  Kleinbürger_Innentum  wollte  sich  von  der  Arbeiter_Innenklasse



abgrenzen  und  so  wurden  ihre  Weihnachtsfeste  immer  ausgefallener,
während  die  Arbeiter_Innenklasse  in  Armut  leiden  musste.  Einen
interessanten Einblick  in  diesen Gegensatz  finden wir  im Märchen „Das
kleine Mädchen mit den Schwefelhölzern“ von Hans Christian Andersen. So
konnte das Klein – sowie Großbürger_Innentum durch die stilvolle familiäre
Weihnachtsfeier sein Klassenbewusstsein festigen,  denn die Mehrheit  der
Bevölkerung hatte im 19. Jahrhundert nicht die Mittel  für eine derartige
Feier und ihre Requisiten. Somit wurde erst im Biedermeier Weihnachten zu
einem  einseitigen  Geschenkfest  für  Kinder,  in  Kombination  mit  der
Markteinführung von neuem, teuren Spielzeug. Natürlich nicht für Kinder
der Arbeiter_Innenklasse, die bekamen eher selbstgebasteltes Spielzeug und
selbstgenähte Kleidung. Die pompösen, aber friedvollen Weihnachtsfeiern im
Kreis der engen Familie wurden auch von Autoren bekannt gemacht, die
diese  besonders  ausschmückten  sowie  bspw.  Charles  Dickens.  Seine
Weihnachtsgeschichte zeigt auch (mal abgesehen von den antisemitischen
Tendenzen)  k lar  au f ,  dass  es  s i ch  um  d ie  Be f r iedung  der
Arbeiter_Innenklasse handeln soll: der Kapitalist hat am Ende doch noch ein
warmes Herz, er kann also gut werden und anderen helfen. Auch wenn das
natürlich völlig  seinem Klasseninteresse als  Kapitalist  widerspricht.  Auch
wurde das Weihnachtsfest immer wieder für politische Propaganda genutzt,
so geschehen im 1. Weltkrieg und der NS-Diktatur.

Heute ist der Weihnachtsmann das Maskottchen der Spielzeugindustrie, der
Inbegriff  für  das  Konsumdenken,  gekleidet  mit  der  Fühl-dich-gut-
Sentimentalität, tief eingebettet in die kulturelle Tradition von Milliarden von
Menschen.  Wir  sollten  auch  darüber  nachdenken  warum,  wenn  der
Weihnachtsmann nur Geschenke an die braven Kinder verteilt, die Reichen
immer so viele und so tolle Geschenke bekommen.

Kaufen, kaufen, kaufen!
Viele  Leute  aus  der  Linken  denken  kritisch  über  das,  was  sie  als
Konsumkultur bezeichnen. Die Idee, dass wir durch die Massenmedien oder
unseren achtlosen Konsum Teil des kapitalistischen Systems geworden sind,
ist weit verbreitet. Sie kam bspw. auf durch Daniel Bell und Theodor Adorno



in  den  1950er  und  60er  Jahren,  die  dafür  argumentierten,  dass  das
wirtschaftliche Wachstum eine „post-politische“ Gesellschaft hervorbringe, in
der Klassengegensätze und -kämpfe abnehmen würden. Es war die Periode
von  noch  nie  dagewesenem  Wachstum  und  der  Beginn  der  Idee,  jede
Generation würde es besser haben als die vorherige.

Aber die Konsumkultur, in der wir heute leben, ist vielmehr ein Produkt der
steigenden Löhne nach dem 2. Weltkrieg und den billigen Krediten, die die
Bosse in dem Prozess der Globalisierung ausnutzten, um ihrem System einen
massiven  Aufschwung  zu  geben.  Fallende  Preise  und  billige  Kredite
ermutigten  die  Konsument_Innen,  Geld  auszugeben  und  erlaubten  es
Millionen, sich in das System „einzukaufen“ und zu spüren, dass auch sie am
Kapitalismus teilhaben können. Heute fallen die Löhne und die Kredite sind
uns  ein  Klotz  am  Bein.  In  diesem  Sinne  ist  es  falsch,  dass  fehlende
Politisierung ein Resultat von Konsumdenken ist, auch wenn es stimmt, dass
die Leute weniger aktiv an sozialistischer Politik beteiligt sind. Die Leute sind
nicht weniger politisch aktiv, weil sie mehr konsumiert haben, sondern weil
sie nicht daran glauben, dass es eine wirkliche Alternative zum Kapitalismus
gibt und ihnen das richtige Klassenbewusstsein fehlt.

Aber der steigende Verbrauch ist nur ein Nebenprodukt dessen, nicht der
Grund. Es war der deutsche Marxist  Walter Benjamin, der die Rolle des
Konsumverhaltens  prüfte,  und  wie  die  herrschenden  Eliten  versuchen,
unsere Aussichten des Lebens zu formen und zu beeinflussen. Überflutet zu
werden mit Konsumgütern stellt ebenfalls ein Problem für die Herrschenden
dar, da es uns eine Erfüllung unserer Bedürfnisse verspricht, die wir kaum
erreichen können. Somit entsteht die Begierde nach teuren Schuhen oder
Plasma-Fernsehern, während Gehälter gekürzt, Arbeiter_Innen entlassen und
Sparpakte geschnürt werden.

Diese Enttäuschung, die Lücke zwischen dem, was versprochen wurde und
dem, was tatsächlich möglich ist für die Mehrheit, öffnet einen Raum, in
welchem die Arbeiter_Innen radikalisiert werden können, wenn er verbunden
ist  mit  einer  antikapitalistischen  Kritik,  anstelle  eines  Gefühls  der
Teilnahmslosigkeit  an  politisch-inhaltlicher  Aktion.



Weihnachten nach dem Kapitalismus
Macht  man  einen  Schnitt  durch  die  vom  Konsumwahnsinn  verfremdete
Gesellschaft und dem künstlichen „guten Willen“ in der Weihnachtszeit, stößt
man auf das Gefühl, in einer Welt zu leben, in der die alltäglichen Probleme
auf der Arbeit oder zwischen den Menschen verflogen sind, wo man getrost
Freude und eine tolle Zeit zusammen genießen kann. Es ist nicht nur die
christliche  Botschaft,  die  lügt,  zunehmend  verschleiert  und  verpackt  in
Disney-Kitsch, die in uns das Mitgefühl wecken soll. Wir überhäufen uns mit
Geschenken und jede_r denkt sich, warum nicht jeden Tag Weihnachten sein
kann. Aber warum sollte es denn nicht so sein?

Die Idee von Wohlwollen und Frieden auf der ganzen Erde, die Wohlfühl-
Filme, die im Fernsehen laufen, die klassische Weihnachtsgeschichte von
Dickens und der Wandlung eines widerwärtigen Kapitalisten hin zu einem
netten Kerl sind alle Teil einer ideologischen Botschaft über die menschliche
Gesellschaft  von  Vergebung  und  Toleranz.  Normalerweise  würde  man
obdachlose Leute ignorieren, aber im Dezember ist das ein wenig anders.
Vielleicht kann man auf der Arbeit ein bisschen früher gehen, um mehr Zeit
mit  seiner  Familie  zu  verbringen.  Man  freut  sich  darüber  und  nimmt
stillschweigend hin,  dass man den Rest des Jahres schrecklich behandelt
wird,  dass  man Opfer  eines zunehmend stressigen Arbeitslebens ist,  das
einen  aufreibt.  Man  sollte  sich  fragen,  warum  wir  ausgerechnet  zu
Weihnachten  auf  einmal  nett  zueinander  sein  sollen.

Weihnachten ist die Zeit der gemischten Gefühle, es kann berauschend und
frustrierend sein, ein Hoch- oder ein Tiefpunkt im Jahr. Als Teil des Kampfes
für  die  menschliche  Befreiung  müssen  wir  kritisch  gegenüber  dieser
kapitalistisch manipulierten Auszeit sein, da sie von den Kapitalisten genutzt
wird,  um  uns  zu  beschwichtigen,  zum  Konsum  anzuregen  und  einen
bestimmten  Lebensstil  festzulegen.

Es gibt keine Kristallkugel, in die wir blicken können, um ein Bild vom Leben
nach  dem  Kapitalismus  zu  erspähen.  Aber  eine  Gesellschaft,  die  den
Kapitalismus  ersetzt,  wird  notwendigerweise  eine  sein,  die  sich  auf  die
Abschaffung  der  Ausbeutung  gründet.  Eine  Gesellschaft,  in  der  es  kein



Privateigentum gibt, in der die Profitlogik nicht mehr existiert, wodurch die
Armut und die Entfremdung am Arbeitsplatz endlich aufhören würden. Es
wäre eine Gesellschaft, in der die Produktivkräfte dafür verwendet werden
würden, Probleme wie Wohnungsmangel,  Bildung und Unterdrückung für
Alle zu bekämpfen, nicht um massiven Wohlstand für einzelne Individuen zu
fördern. Die Welt wäre gelenkt von Solidarität,  Mitgefühl und kollektiver
Aktion anstatt von Selbstsüchtigkeit, Individualismus und Gier. Besser als
alle Weihnachtsfeste zusammen!

Alle  Jahre  wieder…  –  Frauen-,
Queer-  und
Jugendunterdrückung  in  der
Familie
Von Lia Malinovski

Weihnachten  ist  eine  besinnliche  Zeit,  in  der  wir  mit  unseren  Familien
zusammenkommen, in uns kehren und an unsere Mitmenschen denken. So
zumindest ist das Bild, das überall verbreitet wird und den meisten von uns
bei dem Wort in den Kopf kommt. Der Geruch von Kerzen, Tannen, eventuell
Keksen – Naja und Streit, nervige Fragen und vor allem eines: Allerhand
Unterdrückung und Diskriminierung gebündelt über mehrere Tage. Denn in
der bürgerlichen Familie gibt es auch ansonsten Probleme, aber da diese Zeit
mit  so  vielen  Traditionen,  Erwartungen  und  damit  Zwängen  gefüllt  ist,
häufen  sie  sich  und  werden  besonders  klar.  Wir  treffen  in  dieser  Zeit
sicherlich alle auf Familienmitglieder, mit denen wir normalerweise niemals
was zu tun hätten, gleichzeitig verwehrt uns der Zwang zum Heile-Welt-
Gehabe, dass wir damit ehrlich umgehen. Wozu das so führt?
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Unter dem Puderzucker
Die meisten weiblichen Personen kennen vermutlich Fragen wie „Na, hast du
jetzt  endlich  mal  nen  Freund?“,  „Wann  heiratet  ihr  endlich  mal?“  oder
Kommentare über das Aussehen. Für LGBTIA+ ist es nicht gerade besser,
wenn mal wieder eine völlig cis- und heteronormative Welt vorausgesetzt,
indem man nach heterosexuellen Beziehungen gefragt wird, ohne überhaupt
in Erwägung zu ziehen, ob es nicht eventuell auch andere Formen gibt. Für
trans*  Personen  bedeutet  Weihnachten  misgendern  (falsche  Pronomen
benutzen  oder  mit  dem  falschen  Geschlecht  angesprochen  werden),
gedeadnamed werden (den falschen, „alten“ Namen benutzen) oder sich zu
verstecken und als das biologische Geschlecht zu verkleiden, um Stress oder
Kommentare zu vermeiden.

Auch gibt eine Art Hierarchie in den Beziehungsarten: Es ist „normal“, oder
gehört  sogar  zum  „guten  Ton“,  wenn  man  seine  romantische
Beziehungsperson mitbringt, würde das aber bei Freund_Innen passieren,
wären alle schockiert oder zumindest verwirrt.  Romantische Beziehungen
werden fast in allen Bereichen über andere Beziehungen gestellt, aber an
Weihnachten ist es nochmal ein anderes Level. Vielleicht wollen wir aber
auch  mal  mit  unseren  Leuten  chillen  in  der  Zeit?  Das  kann  für  uns
Jugendliche die einzige Entlastung von den gesellschaftlichen Zwängen sein.
Insgesamt sind wir gezwungen, bei allem mitzumachen, was von der Familie
verlangt  wird,  überallhin  mitzugehen,  und  so  weiter.  Man  will  nun  mal
keinen  Stress  anfangen  und  wegen  finanzieller  Abhängigkeit  und  dem
gesellschaftlichen Bild der Familie ist eine Distanzierung von der Familie oft
auch nicht möglich.

All das, was uns im Alltag oft genug begegnet, kommt von allen Seiten an
Weihnachten besonders klar und dicht zum Vorschein. Normalerweise hat
man  aber  zumindest  den  Vorteil,  sich  innerlich  und  äußerlich  dagegen
wehren zu dürfen. Sich dagegen an Weihnachten offen zu wehren, hieße, das
„schöne“  Bild  des  Festes  einzureißen  und  die  angebliche  Heile  Welt  zu
zerstören. Wenn man es doch mal wagt, etwas gegen die Unterdrückung zu
sagen und sich zu wehren, wird einem vorgeworfen, alles zu stören. Hätte
man doch bloß nichts gesagt, hätte man einfach nur mitgemacht, dann wäre



jetzt wenigstens noch ein heiles Bild geblieben.

Aber auch wenn wir uns innerlich dagegen wehren, passt es nicht zum Ideal.
Irgendwie fühlt es sich an wie entkoppelt von der „Besinnlichkeit“ des Festes
und am Ende sitzt man teilnahmslos dabei.

Und jetzt?
In diesem ganzen Ausmaß wird es sicherlich nicht auf alle zutreffen, aber in
irgendeiner  Form  werden  sich  die  allermeisten  jedes  Jahr  in  solche
Situationen  begeben  müssen.  Mit  etwas  Glück  hat  man  vielleicht  eine
entspannte Schwester, den witzigen Cousin oder die aufmerksame Tante, mit
denen  die  Zeit  nur  noch  halb  so  schlimm  ist  und  die  einen  bisschen
verstehen. Und sind es nicht gerade die eigenen Eltern, auf die man gar
keinen Bock hat, könnte mit ihnen ein direktes Gespräch schon dabei helfen,
dass  die  einen  auch  verstehen,  warum man nicht  zum Weihnachtsessen
mitkommt, wo der AfD-Onkel die eigene Identität in Frage stellt.

Doch letzten Endes soll es ja dennoch nicht so sein. Leider ist es schwer, eine
Perspektive  aus  dieser  Spirale  der  Unterdrückung  und  des  Stresses  zu
bieten,  sind  es  doch  zu  viele  Baustellen,  verknüpft  mit  viel  kollektiver
Verdrängung. Vor allem sind wir ja dann doch wieder sehr vereinzelt in der
Familie, sodass ein gesellschaftlicher Kampf schwer ist. Wir wollen trotzdem
versuchen, eine Perspektive der Veränderung aufzumachen, denn es hängt
eigentlich sehr mit den gesellschaftlichen Verhältnissen zusammen!

Wir fordern:

Es muss die Hegemonie der Bürgerlichen Kleinfamilie angegriffen
werden – Schluss mit der sexistischen Einteilung in Mann, Frau und
2-3  Kinder!  Freiheit  der  Entfaltung  der  Geschlechtsidentität,  der
Sexualität und der Lebensentwürfe!
Es  braucht  finanzielle  Unabhängigkeit  von  der  Familie!  Für  ein
staatliches  Taschengeld in  ausreichender  Höhe,  entsprechend der
Inflation und den Bedürfnissen der Jugend, unter der Kontrolle der
Jugendlichen und der Arbeiter_Innenbewegung!



Gegen den Zwang, bei religiösen Veranstaltungen mitzumachen! Für
die Freiheit, Religion auszuüben, aber nicht zu müssen!

Palästinasolidarität  bei
FridaysForFuture?
Debattenbeitrag von Lia Malinovski

Aktuell  läuft  bei  der  klimaaktivistischen  Jugendorganisation  Fridays  For
Future  in  Deutschland  eine  Debatte  um  Palästinasolidarität.  Die
internationale Organisation hat sich durch mehrere Tweets und Posts auf
anderen  Social-Media-Kanälen  solidarisch  mit  dem  palästinensischen
Befreiungskampf gezeigt, die deutsche Organisation distanzierte sich davon.
Durch unsere Intervention bei Ende Gelände, nicht zuletzt aber durch die
Rede  der  palästinensischen  Organisation  „Palästina  Spricht“  auf  dem
globalen Klimastreik am 23.September in Bremen, ist die Debatte aktueller
denn je bei Fridays For Future.

Palästinasolidarität  –  Notwendig  oder
Antisemitisch?
In  unserem  Artikel  „Unsere  Solidarität  mit  Palästina  war  niemals
antisemitisch,  ist  nicht  antisemitisch  und  wird  auch  nie  antisemitisch
werden!“  gehen  wir  tiefer  in  die  Thematik  ein,  ob  Palästinasolidarität
antisemitisch sei. Kurz gesagt, linke Solidarität mit Palästina und dem Kampf
gegen  den  Zionismus,  ist  kein  Antisemitismus,  sondern  sollte  eine
revolutionäre  Notwendigkeit  sein!

Die  Gleichsetzung  von  Antisemitismus  und  Antizionismus  ist  zutiefst
antisemitisch und rassistisch; antisemitisch unter anderem daher, dass es
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eine Gleichsetzung des Zionismus und des Staates Israel mit dem Judentum
bedeutet, rassistisch unter anderem daher, dass diese Ideologie Hass auf
Palästinenser_innen und vor allem ihre Vertreibung legitimiert.

Das zeigt sich beispielsweise an den etlichen Morden, die die IDF (Israel
Defence Forces)  regelmäßig an Palästinenser_innen verübt,  deutlich über
100 Menschen wurden alleine in diesem Jahr durch die Besatzungsmacht
getötet,  aus Gründen die selbst aus bürgerlicher Sicht unverhältnismäßig
und  völlig  illegitim  sind.  Auch  zionistische  häufig  extrem  rechte
Siedler_Innen morden in den palästinensischen Gebieten nicht selten und
üben sehr oft, quasi immer ungestraft und häufig durch die IDF gedeckt,
Gewalt gegen Palästinenser_Innen und solidarische Israelis aus.

Die Frage des Existenzrechtes Israels
In der Debatte bei Fridays for Future ist eine Frage besonders zentral: Die
Frage  nach  dem  Existenzrecht  Israels.  Dabei  lenkt  diese  Frage  vom
eigentlichen Thema ab. Es ist das Ziel, mit Debatten über das Existenzrecht
eines rassistischen Staates, die Unterstützung des antikolonialen Kampfes als
antisemitisch und damit rechts und falsch abzustempeln. Anstatt über das
Existenzrecht  Israels  zu  sprechen,  sollte  Fridays  For  Future  über  die
Unterdrückung der Palästinensischen Bevölkerung sprechen und wie sie den
Kampf dagegen unterstützen können. Klimaschutz ist nur im Rahmen eines
antikolonialen, und damit antirassistischen, Kampfes möglich! Letzten Endes
muss sich Fridays For Future positionieren – entweder sie unterstützen einen
antirassistischen Kampf, oder einen rassistischen Kolonialstaat.

Da diese Frage weiter aufkommen wird, wollen wir uns trotzdem kurz damit
beschäftigen:

Wer die Frage stellt, ob man dem Staat Israel das Existenzrecht abspricht,
versucht zu sagen, dass man einen jüdischen Schutzraum zu unterstützen
hat. Gerade mit Blick auf den zunehmenden Antisemitismus weltweit, ist die
Forderung  nach  einem  jüdischen  Schutzraum,  solange  die  Gefahr  des
Antisemitismus nicht gebannt ist,  durchaus nachvollziehbar und in vielen
Teilen auch sinnvoll.



Doch  in  Bezug  auf  Israel,  geht  jegliche  Logik  verloren:  Ein  jüdischer
Schutzraum müsste für alle Jüd_innen, die in diesem Raum leben wollen,
zugänglich und sicher sein. Israel hingegen ist für schwarze Jüd_innen kein
sicherer  Ort,  wie  die  rechte  Regierung  Netanyahus  und  die  israelische
Rechte  immer wieder  mit  öffentlichen Aussagen und Angriffen bishin  zu
kleineren Pogromen deutlich machen. Auch kann ein kapitalistischer Staat
kein Schutzraum sein,  denn es wird immer Spaltung und Unterdrückung
innerhalb  der  Klassengesellschaft  geben.  Ein  wahrer  Schutzraum  für
Jüd_innen  kann  nur  ein  sozialistischer  Staat  sein,  in  dem  alle  Ethnien
friedlich  miteinander  leben  können,  ein  Staat  unter  der  Kontrolle  des
Proletariats!

Fridays  for  Future  muss  sich  positionieren,  Schluss  mit  dem Teilen  von
rassistischen Ideen und der Legitimation von Unterdrückung! Klimaschutz
heißt  notwendigerweise  Solidarität  mit  antikolonialen  Befreiungskämpfen
weltweit!

Freiheit  für  die  durch  das  israelische  Militär  besetzten  Gebiete!
Schluss mit  der  zionistischen Unterdrückung und für  den Aufbau
eines vereinigten, säkularen und sozialistischen Palästinas, in dem
Angehörige  verschiedener  Religionen  und  Atheist_innen,  sowie
Menschen  sämtlicher  Ethnien  und  Kulturen,  gleichberechtigt
miteinander  leben  können.  Für  eine  vereinigte  sozialistische
Föderation  im  gesamten  Nahen  Osten!
Für globale Klimagerechtigkeit! Die imperialistischen Staaten sollen
für die von ihnen verursachten Schäden bezahlen! Streichung der
Schulden für die Halbkoloniale Welt!

Hamburger  Bildungspläne  –
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mehr  Leistungsdruck  und
größere Klassen
Wir alle kennen das Problem: Die Klassen sind zu groß, die Lehrkräfte völlig
überfordert und wir kommen im Unterricht nicht mit. Der Leistungsdruck ist
zu hoch, wir haben kaum freie Zeit und selbst in den Ferien müssen wir
lernen – kurzgesagt ist die Situation für Schüler_innen und Lehrkräfte sehr
prekär und niemand ist so richtig zufrieden.

Die Hamburger Schulbehörde hat im März 2022 den ersten Entwurf für neue
Bildungspläne, die wohl die nächsten 10 Jahre gelten sollen, erstellt.  Am
19.12.2022  sollen  diese  veröffentlicht  werden  und  ab  dem  nächsten
Schuljahr  für  die  Oberstufe  gelten.  Die  Pläne  sind  ein  Versuch,  das
Hamburger Schulsystem an ein nationales Zentralabitur anzugleichen. Ziel
ist,  national  einheitliche  Standards  zu  haben,  mit  denen die  zukünftigen
Arbeiter_innen bewertet werden sollen.

Was hat es mit den Plänen auf sich?

Es sollen mehr Inhalte gelehrt werden und es soll in allen Fächern mehr
Klausuren  geben,  die  dann  auch  noch  mehr  zählen  –  richtig:  mehr
Leistungsdruck!  Anstatt  zu  überlegen,  wie  der  Leistungsdruck verringert
werden kann, sollen wir unter noch schlechteren Bedingungen lernen. Das
bedeutet mehr Zeit, die wir zuhause lernen müssen und weniger individuelles
Eingehen  der  Lehrkräfte  auf  Probleme  der  Schüler_innen.  Gerade
Diskriminierte  Jugendliche  oder  Jugendliche  aus  Arbeiter_innenfamilien
werden darunter leiden. Unsere Eltern haben jetzt schon nicht genug Zeit,
uns zu unterstützen; ab dem nächsten Schuljahr wird das aber noch stärker.
Die Soziale Auslese steigt also weiter ins unermessliche.

Was können wir dagegen tun?

Dass das, was die Schulbehörde vorschlägt, keine Verbesserungen bringt, ist
vollkommen  offensichtlich.  Es  zeigt  sich  auch,  dass  diejenigen,  die  das
entscheiden,  keine  Ahnung  haben,  wie  es  uns  Schüler_innen  geht  oder
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unsere Lage ignorieren! Wir wissen selber, was für uns am Besten ist. Wir
müssen  mitbestimmen  können  und  nicht  zusehen,  was  die  Behörde  als
nächstes vor hat!

Wir  müssen  gegen  diese  Pläne  aktiv  werden.  Wir  müssen  uns  als
Schüler_innen  gemeinsam  mit  Lehrkräften  organisieren  und  gemeinsam
zeigen, dass wir das nicht mitmachen werden!

Am 14.01.2023 wollen wir uns treffen und gemeinsam überlegen, wie wir
diese Pläne aufhalten können. Kommt auch zu Aktionen, wie am 19.12. um 16
Uhr am Hachmannplatz, um gegen diese Pläne und für echte Mitbestimmung
von uns Schüler_innen zu kämpfen!

Wir fordern:

Stoppt die Bildungspläne! Weniger Prüfungen, kleinere Klassen und
mehr Zeit für individuelle Themen, statt noch mehr Leistungsdruck!
Echte  Mitbestimmung:  Statt  einer  beratenden  Instanz,  muss  die
Schüler_innenvertretung  unsere  Interessen  in  Abstimmungen  und
Entscheidungen vertreten können!
Für  eine  Gewerkschaft  der  Schüler_innen!  Wir  können uns  nicht
mehr gefallen lassen, dass wir nichts gegen Politik gegen uns tun
können! Für das Recht zu streiken!


